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Einleitung 


Seit  über  zwei  Jahrhunderten  lag  die  Staatsgewalt 
Japan's  tatsächlich  in  der  Hand  von  Bakufu  (d.  h.  Militär- 
regierung), der  Regierung  des  Shogun  (d.  h.  Grossfeldherr), 
welche  Würde  im  Hause  Tokugawa  vom  Jahre  1603  an,  wo 
sie  Tyeyasu  Tokugawa  als  Sieger  verliehen  wurde,  durch 
förmliche  Ernennung  seitens  des  Kaisers  erblich  wurde.  Damals 
wurde  das  Land  in  260  —  270  Territorien,  Hau  genannt,  ein- 
geteilt, und  jeder  Territorialherr  regierte  innerhalb  seines 
Gebietes  unter  der  Oberaufsicht  von  Bakufu. 

Shogun  und  Territorialherren  hatten  je  ihre  Vasallen, 
Samurai  genannt,  deren  zu  Ende  der  Togugawazeit  400000 
gezählt  wurden.  Der  Staats-  und  Kriegsdienst  wurde  von  den 
Samurai  besorgt.  Die  Samurai  erhielten  von  ihren  Herren 
eine  Rente  in  Reis  oder  ausnahmsweise  Grundbesitz  als  Lehen. 

Während  der  l'okugawazeit  lebte  Japan  über  zweihundert 
Jahre  hindurch  in  ungestörter  innerer  Ruhe,  die  einerseits 
zwar  der  Entwickelung  der  Kultur  förderlich  Avar,  andererseits 
aber  der  Demoralisation,  wie  dem  Luxus,  der  Verschwendung, 
dem  Müssiggang  u.  s.  w.  Vorschub  leistete.  Der  Shogun 
überwies  allmählich  alle  Geschäfte  seinen  hohen  Beamten, 
während  diese  wiederum  die  Einzelheiten  ihren  Untergebenen 
überliessen,  so  dass  sich  die  Machtstellung  von  Bakufu  den 
Territorialherren  gegenüber  mehr  und  mehr  verminderte.  Die 
Finanzlage  von  Bakufu,  welche  eigentlich  nicht  kräftig  genug 
war,  geriet  nach  und  nach  in  Not.  Freilich  wurde  öfters 
eine  Finanzregulierung  vorgenommen,  aber  immer  ohne  Erfolg. 
Die  ordentlichen  Einnahmen  vermochten  die  Ausgaben,  die 
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zum  ^i:rösst(Mi  T(;il(^  ;uif  den  H;iuslial1,  des  Shoguii  ciitficlcii. 
nicht  iiiohr  zu  (hacken.  Ais  AusliülfsniitUil  wunh;  dio  Müjiz- 
versclilecliteruug-  oft  wiederholt.  Goyoldu,  eine  Art  V^erinijo-eiis- 
öteuor,  und  Aiileih(3ii  b(3i  Kaufleuten  u.  s.  w.  wurthiu  als 
ausserordentliche  Einnahmequellen  beuutzt;  doch  wurden  solche 
Leistungen  nur  widerwillig  gewährt.  Und  bei  der  Katastroplie 
d(?r  letzten  Zeit  fand  man  die  Kasse  des  Bakufu  leer. 

Auch  in  den  Territorialgebieten  herrschten  ähnliche 
Verhältnisse.  Die  wirkliche  Tätigkeit  lag  nicht  jnehr  wie 
früher  in  den  Händen  der  Herren  selbst,  sondern  die  meisten 
v^on  diesen  überliessen  ihre  Geschäfte  ihren  Beamten.  Ihi'e 
Finanzlage  war  viel  schlimmer  als  die  von  Bakufu.  Die  Terri- 
torialherren residierten  nach  der  vom  Shogun  getroffenen 
Massregel  abwechselnd  ein  Jahr  in  Jedo,  der  Eesidenz  des 
Shogun,  wo  ihre  Frauen  und  Kinder  dauernd  wohnen  sollten, 
und  das  andere  in  ihren  eigenen  Gebieten,  wodurch  die  Kosten 
ihrer  Hofhaltung  verdoppelt  wurden.  Auch  das  Hin-  und 
Herziehen  verursachte  grosse  Kosten,  da  sie  immer  viel  Gefolge 
mitzunehmen  pflegten.  Dazu  kam  der  regelmässige  Tribut 
an  den  Shogun  und  die  Geschenke  für  die  hohen  Beamten 
von  Bukufu.  Ferner  hatten  sie  für  Feierlichkeiten  und  gross- 
artige Arbeiten  von  Bakufu,  wie  Kanal-,  Festungs-,  Palast-, 
Tempelbauten  u.  s.  w.  Beiträge  zu  leisten.  Alle  diese  Kosten 
vermehrten  sich  mit  der  Steigerung  des  Luxus.  Die  ordent- 
lichen Kinnahmen  konnten  die  Ausgaben  nicht  decken.  Eine 
ausserordentliche  Einnahmequelle  fand  sich  für  sie  ebenso  wie 
für  Bakufu  in  Goyokin,  welche  öfter  Bauernaufstände  zur 
Folge  hatte,  nnd  in  Anleihen  bei  Kaufleuten  u.  s.  w.  Dazu 
kam,  dass  die  1  lei'isclini'ten  zur  Ausgabe  von  Papiergeld 
genötigt  war(m  und  wiederum  an  den  l^'olgen  (h^rselben  litten. 

Während  di(3  mati^rii^lh^  Macht  von  Bakufu  im  Sinken 
begriffen  vvai',  (iihob  sich  das  ide(dh'  Prinzip,  das,  aus  der 
alt(in  g(iseliichtliclien  ( Uxu'liel'ernng  he^rvorgciliend ,  nach  d(^r 
Wiederherstellung  der  wirklichen  Kaiserherrschaft  strebte, 
wonach  Bakufu  deshalb  als  Usurpation  angesehen  wurde. 
Di(!  'i1i(U)ri(!  verbreitete  sich,  ursprünglich  durch  (^inige  Ge- 
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lehrte  behauptet,  in  i'api(U}i'  Weise.  Die  'rei'i'itoricilh(U"reii, 
iiaiiiciitlieh  die  grösseren  des  Südens,  weU*.he  sich  nur  wider- 
willig unter  die  Aufsicht  von  Bakufu  gestellt  hatten,  stininiten 
dieser  Theoiie  zu.  Ks  kam  hinzu,  dass  in  dieser  Zeit  die 
Forderung*  laut  wurde,  die  Häfen  für  das  Ausland  zu  schliessen. 
indem  diese  auswärtige  Politik  und  jenes  innere  Reformproblem 
sich  verbanden,  brachten  sie  das  ganze  Land  in  heftige  Auf- 
regung, der  Bakufu  nicht  gewachsen  war.  Der  damalige 
Shogun  Keiki  wusste,  dass  er  die  alte  Eegierungsform  nicht 
länger  aufrecht  erhalten  könne  und  gab  am  9.  November 
1867  die  ihm  anvertraute  Staatsgewalt  dem  Kaiser  zurück. 
Aber  der  Streit  zwischen  Kaiser-  und  Bakufupartei  verschärfte 
sich  zum  Kriege,  der  mit  der  Niederlage  der  letzteren  am 
26.  Juni  1869  endete. 

Die  Territorialherren  des  Südens  stellten  im  Frühjahr 
1869  freiwillig  ihre  Herrschaften  dem  Kaiser  wieder  zur 
Verfügung,  denen  die  übrigen  sofort  folgten.  Aber  sie  wurden 
noch  als  Statthalter  mit  der  Verwaltung  in  ihren  Gebieten 
beauftragt.  Dann  wurden  am  14.  Juli  1871  die  Han  ab- 
geschafft, und  neue  Verwaltungsbezirke,  Ken,  errichtet.  An 
die  Stelle  der  bisherigen  Herren  traten  die  neuen  kaiserlichen 
Beamten  und  damit  war  der  alte  Feudalismus  bis  auf  den 
letzten  Rest  beseitigt. 

Nach  dem  Sturze  von  Bakufu  wurde  die  neue  Regierung 
eingesetzt,  welche  aus  Männern  des  Südens  und  Adligen  des 
kaiserlichen  Hofes  gebildet  wurde.  Sie  hatte,  ihrer  Entstehung 
entsprechend,  grosse  und  schwierige  Aufgaben.  Es  galt  zu- 
nächst so  schnell  als  möglich  die  Bakufupartei  zu  unterdrücken 
und  Ruhe  und  Frieden  wieder  herzusteilen.  Sie  musste  ferner 
sich  an  die  Reform  des  Staates  machen.  Alles  dies  nahm 
naturgemäss  grosse  Geldmittel  in  Anspruch.  Aber  die  Regierung 
hatte  eigentlich  keine  Einnahmen.  Der  Kaiser  hatte  nur 
geringe  Einkünfte,  so  dass  er  kaum  seinen  Hofhaushalt 
erhalten  konnte.  Auch  die  Männer  aus  dem  Süden  waren 
durchaus  nicht  imstande,  der  Regierung  pekuniäre  Hilfe  zu 
leisten.    Durch  die  Übernahme  der  Verwaltung  von  Bakufu 
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flössen  zwar  oiiiig-c-  Einiialüuoii  ans  Zöllon,  Grundsteuern  und 
anderen  Abgaben  in  die  Kegierungskasse ,  aber  der  Betrag 
derselben  war  sehr  knapp,  so  dass  die  ordentliclien  Einnahmen 
der  ersten  Periode,  vom  Dezember  1867  bis  Dez(;mber  1868, 
der  späteren  Abrechnung  nach,  nur  3,664,780  Yen  betrugen, 
während  die  Ausgaben  sich  auf  80,505,086  Yen  ])eliefen.  Zur 
Bestreitung  dieser  dringendsten  Kosten  wurde  einstw^eilen  eine 
Anleihe  bei  Kaufleuten  aufgenommen.  ^)  Dazu  kamen  einige 
freiwillige  Beiträge.  Aber  alles  dies  war  freilich  nicht  im 
entferntesten  hinreichend,  um  die  Ausgaben  zu  decken.  Was 
sollte  man  tun,  um  den  Aufgaben  zu  genügen?  Man  sah  sich  nach 
wiederholter  Beratung  zu  dem  Beschlüsse  genötigt,  Papiergeld 
auszugeben,  um  Eettung  in  der  Not  zu  schaffen. 


I.  Kapitel. 
Papiergeld. 

§  1.    Ausgabe  von  Papiergeld. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  neue  Eegierung  den  Be- 
schluss  gefasst  hatte,  Papiergeld  auszugeben.  Am  19.  Aprill 868 
erschien  nun  ein  Gesetz,  auf  Grund  dessen  vom  15.  Mai  d.  J. 
ab,  unter  Vorbehalt  der  Einziehung  binnen  13  Jahren,  Papier- 
geld mit  Zwangskurs  ausgegeben  wurde.  Aber  der  Umlauf 
desselben  war  ein  sehr  langsamer,  denn  es  war  das  erste 
Mal,  dass  es  vom  Staate  ausgegeben  wurde,  abgesehen  von 
einem  [Väz(;d(^nzfalle  zur  Zeit  des  Kaisers  Godaigo  im 
14.  Jahrhundert;  also  sah   man  es  mit  sonderbaren  Blicken 

1)  Die  Anleihe  belru"-  in  der  ersten  Periode  :i,8H8,107  Yen  bei 
Inländern,  894,375  Yen  bei  Freniden,  in  der  zweiten  (von  Januar  bis 
September  lSß9)  811,000  Yen  bei  Inländern,  100,800  Yen  bei  Freniden. 
Die  fremde  wurde  in  der  zvvcilcii  und  dritten  (von  Oktober  1869  bis 
September  1870)  und  die  inläiidistlie  in  der  ersten,  zweiten,  dritten 
und  vierten  (von  Oktober  1870  bis  September  1871)  Periode  zurück- 
erstattet. .1.  Hosokawa,  Das  Finanzwesen  Japan's  Bd.  I.   Tokio,  1892. 


11 

an.  Dazu  kam,  dass  das  Papiergeldweseii  in  Han  enorm 
vorworren  war  und  man  infolgedessen  Papiergeld  überhaupt 
liasste.  Schwerwiegend  war  vor  allem  der  Umstand,  dass 
die  Eegierung  noch  nicht  fest  begründet  und  der  allgemeine 
Zustand  noch  sehr  unsicher  war  und  dass  das  Papiergeld  unein- 
lösbar  Avar.  Es  ist  deshalb  recht  begreiflich,  dass  man  dem 
Papiergeld  fast  kein  Vertrauen  schenkte.  In  grossen  Städten 
wie  Tokio,  Kioto  und  Osaka  wurde  es  trotz  grossem  Agio, 
00%,  kaum  angenommen,  und  in  den  übrigen  Gegenden  kam 
es  fast  gar  nicht  in  Verkehr.  Die  Massregel  der  Regierung, 
das  Papiergeld  unter  Beseitigung  des  Agio  in  Umlauf  zu 
bringen,  wurde  wiederholt;  insbesondere  wurde  durch  Gesetz 
vom  28.  Mai  1869  die  Einziehungsfrist  von  13  Jahren  auf 
5  Jahre  verkürzt  und  versprochen,  dass  die  bis  dahin  nicht 
eingezogene  Summe  in  mit  6%  verzinsliche  Staatsschuld- 
scheine umgewandelt  w^erden  solle.  Nun  kam  das  Papiergeld 
laugsam  und  um  so  leichter  in  Umlauf,  je  mehr  die  Basis 
der  Regierung  sicherer  und  der  allgemeine  Zustand  ruhiger 
wurde.  Hierzu  trug  auch  wesentlich  der  Umstand  bei,  dass 
die  von  Bakufu  verschlechterte  Münze  im  Verkehr  war, 
welche  leicht  verfälscht  werden  konnte,  und  man  nun  aus 
Furcht  vor  falscher  Münze  lieber  Papiergeld  annahm.  So 
kursierte  das  Papiergeld  unter  allgemeiner  Zufriedenheit 
bis  1877,  während  inzwischen  die  Ausgabe  desselben  nach 
und  nach  eine  erhebliche  Höhe  erreichte. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nunmehr  die  Veranlassungen 
dieser  vermehrten  Ausgabe. 

1.  Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  19.  April  1868,  das 
wir  schon  erwähnt  haben,  gab  man  Papiergeld,  Daijiokwansatsu 
genannt,  im  Laufe  des  Jahres  im  Betrage  von  24,037,390  Yen, 
im  nächsten  Jahre  von  23,962,610  Yen,  also  zusammen  von 
48,000,000  Yen  aus. 

2.  Da  dies  Papiergeld  aber  den  Nennwert  von  ein  oder 
mehr  Yen  erhielt  und  deshalb  für  den  Klein-Verkehr  unbequem 
war,  wurde  auf  den  Nennwert  unter  ein  Yen  lautendes  Papier- 
geld, Minbushosatsu  genannt,  durch  das  Gesetz  vom  17.  Sep- 
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lomber  1861)  ausg-cgcbou.  J)or  Ausgabebetrag'  belief  sich  im 
Laufe  d(3S  Jahres  auf  2,OUO,(S67  Yeu,  iiu  nächsten  Jahre  auf 
5,409,133  Yen,  zusammen  auf  7,500,000  Yen. 

3.  Ferner  wurde  Okr'ashodakwanshoken  (d.  h.  (5inlösbar(;s 
rapiergeld  vom  Finanzministerium)  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  12.  Oktober  1871  ausgegeben  zu  dem  Zwecke,  die  alte 
Münze,  die  wegen  der  schlechten  Qualität  bei  dem  Publikum 
unbeliebt  w^ar,  einzuziehen.  Der  Betrag  der  Ausgabe  belief 
sich  im  Laufe  des  Jahres  auf  4,772,000  Yen,  im  nächsten 
Jahre  auf  2,028,000  Yen,  zusammen  auf  6,800,000  Yen.  Das 
Papier  war  aber  ebensosehr  ungeschickt  hergestellt  wie  die  ' 
oben  genannten  beiden  Arten  Papiergeld  und  musste  deshalb 
verbessert  werden,  um  Fälschungen  vorzubeugen.  Da  aber 
das  Papier,  einlösbares  wie  uneinlösbares ,  gleichen  Kurs  mit 
der  Münze  erhielt,  wurde  Okrashodakwanshoken  gegen  „neues 
Papiergeld",  von  dem  unten  die  Rede  sein  wird,  umgetauscht 
und  wurde  so  uneinlösbar. 

4.  Ferner  wurde  Kaitakusliidakwanshokeu  (d.  h.  einlös- 
bares Papiergeld  von  Kolonialbehörden)  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  4.  Januar  1872  im  Betrag  von  2,500,000  Yen  im  Laufe 
des  Jahres  ausgegeben,  um  die  Mittel  zum  Anbau  von  Hok- 
kaido  zu  beschaffen.  Auch  das  Papier  wurde  unter  derselben 
Voraussetzung  wie  Okrashodakwanshoken  gegen  „neues 
Papiergeld"  uuigetauscht  und  war  so  uneinlösbar  geworden. 

5.  Dazu  kam  die  Regulierung  von  Bansatsu  (d.  h.  Papier- 
geld in  'r(Mritorialherrschaften),  da  das  l^apieigeldwesen  in 
Han,  wie  wir  ei'wähnten,  arg  vci'vvorren  war,  und  es  der  Ent- 
wick(dung  des  Veil(ehrs  schädlich  war,  dass  verschiedi^ie  auf 
einzelne.  ( J(^geii(leii  beschränkte  Zahlungsmittel  vorhanden 
waren.  >)  Zunächst  vvuide  durch  Gesetz  vom  5.  Dezember 
1869  angeoi'dnet,  dass  das  mit  Genehmigung  von  Bakufu 

1)  Nacli  „der  volkswirtscluiftliclii'n  Kiitwickeliiiig'  in  der  neuen 
Zeit"  von  l^rof.  Dl. .).  Sakatani  wurden  damals  die  Territorien,  welche 
l*apiergeld  aus^^e«(?ben  hatten,  aul"  2(i7,  die  Arten  von  Papiergelder 
auf  1694  gezählt  .  Der  Umlaufsbetrag  derselben  vor  Abschaffung  von 
Han  bdief  sicli  auf  etwa  40,301,000  Yen. 
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ausgegebene  Hansatsu  nicht  weiter  vermehrt  werden  dürfe 
und  es  wurde  das  nach  der  Restauration  ausgegebene  für 
ungültig  erklärt.  Zugleich  hatten  die  Hau  die  Anweisung 
zur  Disposition  über  Hansatsu  erhalten.  Als  die  Han  am 
14.  Juli  1871  abgeschafft  wurden,  proklamierte  die  Eegierung, 
dass  das  noch  vorhandene  Hansatsu  zum  Kurs  desselben  Tages 
allmählich  gegen  Staatspapiergeld,  „neues  Papiergeld"  umzu- 
tauschen sei.  Üie  Bestimmung  über  den  Umtausch  wurde 
am  28.  August  1872  bekannt  gemacht  und  die  Vollziehung 
derselben  dauerte  bis  Juni  1879.  Der  umgetauschte  Betrag 
belief  sich  auf  22,910,151  Yen. 

6.  Darauf  wurde  der  Betrag  von  8,525,444  Yen  in  den 
Jahren  1872 — 73  ausgegeben,  dessen  grösster  Teil  zur  Be- 
streitung der  für  die  neue  Verwaltungsorganisation  nach  der 
Abschaffung  von  Han  nötigen  Kosten  zur  Verfügung  stand. 

7.  Während  unter  solchen  Umständen  der  ausgegebene 
Betrag  von  Papiergeld  bereits  eine  beträchtliche  Höhe  erreichte, 
sah  man  sich  zu  einer  neuen  Ausgabe  genötigt,  um  die  Mittel 
zur  Unterdrückung  des  1877  im  Südwest  ausgebrochenen 
Aufstandes  zu  beschaffen.  Der  Betrag,  der  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  27.  Dezember  1877  im  Januar  des  nächsten 
Jahres  ausgegeben  wurde,  belief  sich  auf  27,000,000  Yen. 

Nun  wird  die  von  Anfang  an  bis  dahin  ausgegebene 
Summe  auf  über  123,235,595  Yen^)  berechnet.  Das  ist  die 
Gesamtausgabe  von  Papiergeld  als  fundierte  Schuld.  Der  Um- 
laufsbetrag am  letzen  Tage  jedes  Jahres  bis  1885,  wonach 
Barzahlung  in  Angriff  genommen  wurde,  wird  folgendermassen 
beziffert:^) 

1868  24037390  Yen  1872     64800000  Yen 

1869  50090867  1873     77  281014  „ 

1870  55500000    „  1874     90802304  „ 

1871  60272000  1875     91283870  „ 


1)  Vgl.  Exfinanzminister  Watanabes  und  J.  Hosokawa's  „Die 
Übersicht  vom  Finanzwesen  seit  der  Restauration".    Tokio,  1892. 

2)  „Die  volkswirtschaftliche  Entwicklung-  in  der  neuen  Zeit" 
von  Prof.  Dr.  J.  Sakatani,  Bd.  I.    Tokio,  1900. 


-  14 


1876  93823156  Yen 

1877  93835  765  „ 

1878  119800475  „ 

1879  114190805  „ 

1880  108412369  „ 


1881  105905195  Yen 

1882  105369014  „ 

1883  97999277  „ 

1884  93380234  „ 

1885  88355096  „ 


Ausserdem  kam  die  Ausgabe  von  „Yobisatsu"  (d.  h. 
Reservepapiergeld).  Wir  haben  gesehen,  dass  das  Papiergeld 
ungeschickt  hergestellt  war  und  verbessert  werden  musste, 
um  Fälschungen  vorzubeugen.  Daher  wurde  durch  das 
Gesetz  vom  27.  Dezember  1871  , neues  Papiergeld"  ausgegeben, 
gegen  welches  das  alte  Papiergeld  vom  März  1872  bis  Oktober 

1879  allmählig  umgetauscht  wurde.  Das  „neue  Papiergeld" 
wurde  in  Deutschland  (später  mit  derselben  Druckplatte  in 
Japan)  gedruckt')  und  wurde  von  Ende  1871  an  nach  und 
nach  in  Japan  ankommend,  als  Reservepapiergeld  zum  Umtausch 
aufbewahrt.  Seit  Juni  1872  kam  der  Usus  auf,  dass  die  Staats- 
leitung mit  der  Ausgabe  von  Reservepapiergeld  einstweilen 
der  Knappheit  der  Kasse  aufhalf,  falls  sie  Zahlungen  zu  leisten 
hatte,  bevor  die  nötigen  Einnahmen  eingelaufen  waren, 
während  es  nach  Einlauf  der  Einnahmen  wieder  eingezogen 
werden  sollte  und  wurde.  Dies  gehörte  demnach  seiner  Natur 
nach  zur  schwebenden  Schuld.  Aber  in  dem  Finanzjahre, 
wo  die  Ausgaben  sehr  grosse  Summen  betrugen,  war  es 
natürlich  unmöglich,  die  Einnahmen  zur  Einziehung  von 
Papiergeld  zu  verwerten,  so  dass  es  zur  fundierten  Schuld 
wurde.  Dazu  gehört  nämlich  der  oben  (6)  genannte  Betrag 
von  8,525,444  Yen.  Der  Usus  der  Ausgabe  von  Reserve- 
papiergeld wurde  seit  Oktober  18S1  abgeschafft.    Der  Um- 

1)  Ks  wufdcii  in  Dciiisclihiiid  103,587,8(50  Yen,  in  Japan  von 
.Juli  1877  bis  \)v/Avmhvv  I8H1  40,904,088  Yen  ^^Tuhuckt.  Die  in  den 
Jahren  1872  78  au.s^>egebeuen  8,525,444  Yen  und  im  Jahre  1871 
ausge^^ebencii  27,000,000  Yen,  die  oben  erwähnt  sind,  ^2:ehören  zum 
„neuen  IVipier^^ehl".  Man  fand  aber  später  einige  Kehler  an  dem 
„neuen  I*apierf>(;l(l"  und  hat  auf  Grund  des  (leset/es  vom  5.  Februar 

1880  „besseres  J'apiergeid"  fabriziert,  welches  nur  zum  Umtausch 
mit  dem  „neuen  Papierg^eld"  bestimmt  war  und  also  zu  dorn  Aus- 
jj^abeidx'tra^»:  von  J\'i|)i('i-<;'chl  keine  H('/,ieliun<;'  hatte. 
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laiifsbetrag  des  Reservepapiergeldes  am  letzten  Tage  jedes 
Jahres  bezifferte  sich  folgendermasseii:i) 

1872  8600000  Yen               1878  19618017  Yen 

1873  1100000    „                 1879  16118117  „ 

1874  1100000    „                 1880  16528117  „ 

1875  7  788000    „                 1881  13000000  „ 

1876  11961328    „                 1882  4000000  „ 

1877  11824426 


§  2.    Wirkung  der  Papiergeldwirtschaft. 

Bevor  wir  auf  die  Wirkung  der  x^usgabe  von  Papiergeld 
näher  eingehen,  möchten  wir  einen  kurzen  Blick  auf  die  Aus- 
gabe der  Banknoten  werfen,  die  mit  der  des  Papiergeldes 
Hand  in  Hand  ging. 

Wir  haben  gesehen,  dass  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai 
1869  die  Einziehungsfrist  des  Papiergeldes  von  13  Jahren 
auf  5  Jahre  verkürzt  und  versprochen  wurde,  das  Papiergeld 
in  ö^/oige  Staatsschuldscheine  umzuwandeln,  wenn  die  Ein- 
ziehung untunlich  wäre.  Als  die  Einziehung  in  der  Tat  un- 
möglich wurde,  beschloss  die  Staatsleitung,  6«/oige  Staats- 
schuldscheine, Kinsatsuscheine  genannt  (von  ihnen  wird  an 
anderer  Stelle  die  Rede  sein),  aufzulegen  und  Papiergeld  ein- 
zuziehen, und  zugleich  Banken  errichten  zu  lassen,  welche 
nach  Deponierung  der  Staatsschuldscheine  bei  dem  Finanz- 
ministerium die  Noten  ausgeben  durften.  Die  sogenannte 
Nationalbaukordnung  wurde  am  15.  November  1872  und  die 
Kinsatsuscheinordnung  am  30.  Marz  1873  veröffentlicht.  Der 
Nationalbaukordnung  nach  sollte  die  Nationalbank  Kapital 
von  wenigstens  50,000  Yen  besitzen  und  sechs  Zehntel  ihres 
Kapitals  in  Papiergeld  bei  dem  Finanzministerium  hinterlegen, 
dafür  jene  Kinsatsuscheine  erhalten  und  diese  Scheine  wieder 
beim  Finanzministerium  deponieren,  dafür  beim  Finanzminis- 
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teriuni  fabrizierte  Banknoten  in  demselben  Betrag-e  erhalten 
und  diese  in  Verkehr  bringen.  Die  anderen  vier  Zehntel  vom 
Kapital  sollten  als  Notendeckiing-  in  Edelmetall  vorhanden 
sein,  damit  die  Einlösung-  möglich  wäre.  Man  dachte  damals, 
dass  viel  Nationalban ken  errichtet  werden  würden,  weil  sie 
die  Banknoten  in  der  gleichen  Summe  mit  den  deponierten 
Kinsatsusch einen  ausgeben,  und  ausser  dem  Zins  derselben 
noch  durch  Bankgeschäfte  verdienen  könnten,  und  dass  deshalb 
das  Papiergeld  allmählich  in  einlösbare  Banknoten  umgewandelt 
werden  könnte.  Der  Plan  war  aber  vergebens.  Denn  die 
Einlösung  der  Bauknoten  wurde  sofort  zu  stark  in  Anspruch 
genommen,  so  dass  später  die  Banken  selbst  ihre  Noten  ein- 
ziehen mussten.  Deshalb  fand  die  Errichtung  von  nur  vier 
Banken  statt  und  die  Ausgabe  der  Noten  erreichte  nicht  zu- 
sammen 1,500,000  Yen.  Die  Nationalbankordnung  wurde 
durch  das  Gesetz  vom  1.  August  1876  dahin  modifiziert, 
dass  das  Kapital  der  Banken  wenigstens  100,000  Yen  betragen 
solle;  dass  die  Banken  die  vier  oder  mehrprozentigen  Staats- 
scliuldscheine  im  Betrage  von  acht  Zehntel  ihres  Kapitals  beim 
Finanzministerium  deponieren  und  die  Noten  in  gleicher  Summe 
ausgeben  und  dass  die  übrigen  zwei  Zehntel  als  Notendeckung 
in  Landeswährung  vorhanden  sein  sollten.  Da  die  Laudes- 
währung tatsächlich  Papiergeld  war,  ja  sogar  die  Banknoten 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  mit  Zwangskurs  privilegiert 
wurden,^)  so  sind  die  Banknoten  uneinlösbar  geworden  und 
haben  Papiergeldcharakter  angenommen.  Die  Nationalbank- 
ordnung veränderte  sich  nämlich  in  ihrem  Wesen.  Warum 
wurde  solche  Umg(5staltung  eingeführt?  Man  dachte  damals, 
(ii(5  Unt(;rl)ihi,iiz  des  internationalen  Handels  rühre  von  der 
Erschlafning  (hw  lieimisclien  vvirtscliafMiclien  ^Pätigkcit  her, 
die  lianptsriclilicli  im  Kiipitalnuingel  ihren  (.Truiul  habe  uiul 
(!S  sei  (lesliall)  niitig,  die  Errichtung  (h'r  Banken  und  dadurch 
die  Ausgabe  der  Banknoten  zn  lorihun,  um  somit  den  wirt- 
schaftlichen Kreisen  die  nötigen  Mittel  zu  verschaffen.  Dazu 


1)  tji- -IH  1111(1  ;")()  der  N;il  ieiuiUciii  k()r(liiuiii;\ 
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kam  auch  die  Meinung,  Adel  und  Shisoku,  Samurai,  welche 
nach  der  Restauration  nichts  zu  tun  hatten,  mit  ihren  Kin- 
rokuscheine  (wovon  an  anderer  Stelle  gesprochen  wird)  als 
Kapital  die  Banken  errichten  zu  lassen,  um  ihnen  so  einen 
Beruf  anzuweisen.  Nach  der  Modifizierung  der  Nationalbank- 
ordnung wurden  in  grösserer  Anzahl  Banken  errichtet  und 
am  Ende  1879  an  153  gezählt.  Die  Noten  wurden  in  grossen 
Mengen  ausgegeben,  sodass  man  im  Juli  1877  (gegen  weniger 
als  1,5  Millionen  Yen  im  Juli  1876)  fast  11  Millionen,  am 
Ende  des  nächsten  Jahres  über  26  Millionen,  am  Ende  1879 
über  34  Millionen  Yen  rechnete.  1880  erreichte  die  Ausgabe 
mit  34,426,351  Yen  den  Höhepunkt  und  verminderte  sich  von 
da  ab  allmälilig  wieder.  Das  Papier  belief  sich  also,  Staats- 
und Bankpapiergeld  zusammen,  am  Ende  1876  auf  über  106  Mil- 
lionen, am  Ende  1877  auf  über  119  Millionen  und  am  Ende 
1878  auf  über  165  Millionen  Yen  (den  höchsten  Punkt).  Es 
betrug  nämlich  die  Vermehrung  1876  über  7  Milhonen,  1877 
über  20  Millionen  und  1878  über  66  Mülionen  Yen  gegenüber 
1875,  wo  das  Papiergeld  sich  auf  etwas  mehr  als  99  Millionen 
Yen  behef.  Eine  solche  Menge  von  Papiergeld  hätte  den 
Bedarf  der  damaligen  japanischen  Volkswirtschaft  überstiegen 
und  nun  zeigte  sich  eine  Entwertung  desselben  gegenüber 
dem  Edelmetall.  Da  Kursschwankungen  bei  Papiergeld  unver- 
meidlich sind,  auch  weundie  Ausgabe  desselben  nicht  übermässig 
ist,  stellte  sich  auch  das  Agio  vor  1878  ein,  aber  es  war  noch 
nicht  bedeutend.  Im  Jahre  1874,  wo  die  Expedition  nach 
Formosa  Verwicklungen  mit  China  hervorzurufen  drohte, 
betrug  das  Agio  nie  mehr  als  103  (gegen  100  Y^en  in  Silber). 
Es  sank  1875  auf  102  und  1876,  wo  der  Silberwert  auf  dem 
Weltmarkte  erheblich  sank,  stand  das  Papier  besser  als  Silber. 
Am  Anfang  1877  sank  das  Papiergeld  ein  wenig  im  Werte, 
so  dass  das  Agio  im  Januar  101,3  betrug.  Im  Juli  des 
Jahres,  wo  der  Kampf  gegen  Aufständischen  im  Südwesten 
ausbrach,  stieg  das  Agio  auf  106  und  ging  am  Ende  des 
Jahres  auf  103  zurück.  Indessen  seit  Anfang  1878  (Agio  im 
Januar  104,9)  stieg  das  Agio  unaufhaltsam,  wenn  freilich 
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auch  mit  mehr  oder  weniger  rückschreitenden  Schwankung-en. 
bis  es  im  April  1881  den  Gipfc;!  (199,5)  erlangte,  dann  ver- 
schwand es  nach  allmählichem  Absteigen  mit  mehr  oder 
weniger  fortschreitenden  Schwankungen  am  Ende  1885  endlich 
ganz.  Die  Zusammenstellung  der  Kursschwankungen  von 
1877  bis  1885  gestaltet  sich  folgendermassen.  i) 


Jahr 

Minimum 

Maximum 

Durch- 
schnitt 

Umlauf  von  Staats- 
uud  Bankpapiergeld, 

1877 

101,3 

105,3 

103,3 

119149  843  Yen 

1878 

104,9 

121,7 

109,9 

165  697  598  „ 

1879 

110,2 

133,6 

121,2 

164354936  „ 

1880 

136,5 

168,6 

147,7 

159  366837  „ 

1881 

162,0 

199,5 

169,6 

152  302013  „ 

1882 

139,8 

170,0 

157,1 

143754363  „ 

1883 

109,3 

140,7 

126,4 

132275013  „ 

1884 

104,7 

115,5 

108,9 

124396176  „ 

1885 

100,1 

119,8 

105,5 

118500485  „ 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  ersichtlich,  dass  der 
grösste  Betrag  des  Papierumlaufes  und  die  ungünstigste 
Gestaltung  vom  Disagio  des  Papieres  nicht  zusammentreffen, 
sondern  dass  einige  Jahre  dazwischen  liegen.  Das  Agiover- 
hältnis ist  also  nicht  aus  der  sogenannten  Quantitätstheorie, 
sondern  aus  folgenden  Momenten  zu  begründen. 

Einmal  war  das  Papiergeld  infolge  der  übermässigen 
Vermehrung  in  Misskredit  gekommen.  Der  Wunsch  der  Papier- 
inhaber, das  Papier  gegen  khngende  Münze  loszuwerden, 
erhöhte  di(^  Nachfrage  nach  derselben,  so  dass  Aufgeld  darauf 
gezahlt  wurde.  Als  zweites  Moment  kam  der  reelle  Bedaif 
an  Edelmetall  hinzn,  iiamentlicli  fiii'  Ausgleichung  der  intcr- 
nationahm  Handelsbilanz,  was  folgend(^  ^rabelle  zeigt: 

I)  „Die  volksvvii'tsc-liJti'tlichc  l^hil  wickchin^  in  der  iiciK^n  Zeil  '' 
von  Prol*.  Dr.  .1.  Sakidani,  'l'olvio,  l!)0(). 
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Jahr 

Edelmetall- 
Ausfuhr 
(1000  Yen) 

Einfuhr 

(1000  Yen) 

Mehr  (-f)  oder 
weniger  ( — ■>  Ausfuhr 
(1000  Yen) 

3692 

1872- 

4481 

+ 

789 

1873 

5123 

3081 

+ 

2042 

1874 

13995 

1072 

12923 

1875 

14664 

298 

+ 

14366 

1876 

10676 

8267 

+ 

2409 

1877 

9441 

2173 

+ 

7268 

1878 

8329 

2189 

+ 

6140 

1879 

12779 

3135 

+ 

9644 

1880 

13223 

3638 

+ 

9585 

1881 

7491 

1856 

+ 

5635 

1882 

4430 

6160 

1730 

1883 

3157 

5452 

2295 

1884 

5005 

5612 

607 

1885 

4256 

7547 

3291 

(Nacli  „Japan's  Volkswirtschaft  und  Staatshaushalt" 
von  Karl  Kathgen,  Leipzig,  1891.) 

Endlich  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  Speku- 
lationen, die  von  Kursschwankungen  Gewinn  zu  ziehen  suchen, 
auch  eine  nicht  unbedeutende  Rolle  gespielt  haben.  Das 
Agioverhältnis  war,  wie  angedeutet,  im  Jahre  1881  am 
ungünstigsten.  Aber  vom  Jahre  1882  an  nahm  es  einen 
immer  günstigeren  Verlauf,  was  einerseits  eine  Folge  davon 
war,  dass  der  Staatskredit  nach  und  nach  fester  wurde  und 
andererseits  davon,  dass  die  Mehreinfuhr  von  Edelmetall 
dessen  Angebote  vermehrten,  während  die  Mindereinfuhr  von 
Waren  die  Nachfrage  an  Edelmetall  einigermassen  ver- 
minderte, wovon  später  die  Rede  sein  wird. 

Ebenso  wie  das  Agio  tauchte  auch  die  Preissteigerung 
von  Waren  auf,  welche  eine  Wertverminderung  des  Papier- 
geldes gegen  dieselben  bedeutet     Zum  F>eispiele  hiejfür  sei 
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nachstehend  die  Preisbewegung-  von  Reis,  Gerste,  Daizu  und 
Sake  zusammengestellt  :i) 


Jahr 

Reis 

(1  Koku-j 
Yen 

Gerste 

(1  Koku) 
Yen 

Daizu 

(1  Koku) 
Yen 

Sake 

(1  Koku) 
Yen 

1876 

4,26 

2,54 

4,36 

6,22 

1877 

4,22 

2,62 

4,21 

6,33 

1878 

5,17 

2,79 

4,73 

7,61 

io  ( y 

( ,UU 

A  1  O 

I  1  Cid 

I I  ,Uo 

1880 

9,28 

5,54 

6,92 

14,39 

1881 

9,09 

5,20 

6,96 

16,86 

1882 

7,64 

4,58 

7,11 

15,01 

1883 

5,49 

3,29 

5,39 

13,31 

1^84 

4,71 

3,05 

4,22 

12,38 

1885 

5,86 

3,35 

4,43 

15,80 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  ersichtlich,  dass  die 
Preisbewegung  von  der  Wertverminderung  des  Papiergeldes 
abhängig  war  mit  Ausnahme  von  1885,  wo  die  erheblich 
geringere  Ernte  3)  des  vorigen  Jahres  und  die  Aussicht  auf 
grossen  Ernteausfall  von  Reis  (auch  wenn  es  nicht  wirklich 
der  Fall  war)  infolge  der  Überschwemmung  im  Sommer  1885 

1)  Reis  ist  das  allgemeine  Nalirungsmittel  in  Japan;  Gerste 
wird  von  ärmeren  Leuten,  namentlich  der  Landbevölkerung,  genossen. 
Daizu  ist  eine  Art  Bolme,  welche  in  der  japanischen  Küche  in  ver- 
schiedener Weise  zubereitet  und  ausserdem  als  Hauptbestandteil  von 
Miso  (Material  zu  Suppe)  und  Shoju  (eine  Art  Gewürzsauce)  gebraucht 
wird.  Sake  ist  ein  alkoholisches  Getränk  aus  Reis,  welches  in  allen 
Volksschichten  genossen  wird. 

2)  1  Koku  =  180,89  liter. 
3j  Reisernte: 

Koku  Koku 

1882       80,692,327  1884  26,849,888 

1888       80,671,492  1885  84,158,161) 
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auf  (Ich  Kcisprois  und  dami  Avoilor  cUif  aiulcic  Wanii  Kiiifliiss 
ausübte  i). 

Die  allgHMiR'inc  Preissteigerung-  ei*regte  naturgeniäss  einen 
g-rossen  Aufscliwung'  alhjr  Geschäfte  und  hatte  alsdann  auch 
eine  Steigerung-  der  Löhne  zur  Folge,  was  den  Konsum  und 
die  Lebensansprüche  hob  und  somit  der  Einfuhr  von  Waren 
Vorschub  leistete.  Während  die  Preissteig-erung  der  produk- 
tiven Khiss(3  zu  Gute  kam,  wurden  diejenigen  beeinträchtigt, 
welclK!  mit  einem  nu^hr  oder  weniger  fest  bestimmten  Ein- 
kommen auskonnnen  mussten.  Die  Erwerbsunternehmungen 
vermochten  jedoch  auch  nicht  nachhaltig  zu  gedeihen,  denn 
die  Produktionskosten  wurden  nicht  nur  immer  höher,  sondern 
auch  der  Kapitalzinsfuss -)  stieg  in  ausserordentlicher  Weise, 
was  vor  allem  auf  die  unsicheren  AVertschwankungen  des 
Papiergeldes  zurückzuführen  war.  Die  im  Jahre  1882  be- 
gonnene Verteuerung  des  Papiergeldes  brachte  freilich  eine 
Depression  des  Geschäftslebens  mit  sich,  Avelche  sich  so  ver- 


1)  Die  Verdoppelung  der  Sakesteiier  durch  das  Gesetz  vom 
27.  September  1880,  welche  unten  erwähnt  wird,  hatte  kaum  einen 
Einfluss  auf  den  Sakepreis  ausgeübt,  sodass  der  Durchschnittspreis 
im  Silber  sich  von  9,74  Yen  im  Jahre  1880  auf  9,87  Yen  im  Jahre 
1,881  erhob.  Die  erneute  Verdoppelung  durch  das  Gesetz  vom  27.  De- 
zember 1882  war  dagegen  nicht  ohne  Wirkung  auf  den  Sakepreis, 
sodass  der  Preis  im  Silber  sich  von  9,56  Yen  im  Jahre  1882  auf 
10,50  Yen  im  Jahre  1883  und  auf  11,38  Y^en  im  Jahre  1884  erhob. 
Trotzdem  sank  der  Preis  im  Papiere,  wde  aus  obiger  Tabelle  ersichtlich 
ist,  von  15,01  Yen  im  Jahre  1882  auf  13,31  Yen  im  Jahre  1883,  auf 
12,38  Yen  im  Jahre  1884.  Das  Sinken  des  Preises  im  Papier  ist  als 
eine  Erhöhung  des  Wertes  vom  Papier. 

2)  Zinsfuss  in  Tokio  für  1000—10000  Yen. 

1877  10,2%  1882       10,1  "|o 

1878  10,5  Ojo  1883  7,6'% 

1879  12,1  «lo  1884       10,9  «jo 

1880  13,1  "lo  1885       11,4  «|o 

1881  14,0  \  1886        9,2  o|o 
(Nach  ,,Finanzwesen  und  Geldzirkulation" 

vom  Oberrechnungskammer-Präsident,  Prof.  Dr.  Tasiri, 
Tokio,  1902.) 
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schärfte,  dass  sich  hie  und  da  eine  Anzahl  Konkurse  heraus- 
stellten. Auch  die  Löhne  mussten  sich  nun  erniedrig-en.  ^ 
Bei  den  sinkenden  Gewinnen  in  Landwirtschaft,  Gewerbe  und 
Handel  zog-  man  als  Kapitalanlage  die  Staatspapiere  vor, 
welche  zwar  bisher  mit  dem  Staatskredit  bedeutend  im  Werte 
gesunken  waren,  nun  aber  zu  steigen  anfingen,  wodurch  sie 
sich  um  so  besser  im  Werte  herstellten. '^^j  Die  Rentiers,  Be- 
amten und  dergleiclien  genossen  nun  einen  Vorteil.  Die  Auf- 
nahme der  Barzahlung  aber  im  Jahre  1886  und  das  hierdurch 
erweckte  Vertrauen  zu  der  Beständigkeit  der  Valuta  belebten 
den  Unternehmungsgeist  wieder,  was  auch  auf  die  internatio- 
nale Handelsbilanz  eine  günstige  Wirkung  ausübte,  wie  aus 
der  unten  angegebenen  Zusammenstellung  über  den  Aussen- 
handel  zu  ersehen  ist. 

Was  den  Aussenhandel  anbetrifft,  so  wirkte  die  Papier- 
wirtschaft auf  denselben  immer  ungünstig  ein.  Da  die  Aus- 
gabe der  grossen  Menge  von  Papiergeld  die  Edelmetalle  für 
den  inländischen  Verkehr  überflüssig  und  für  Bezahlung  der 

1)  Die  durclischiiittliche  Höhe  der  Löhne  (amtliche  statistische 
Jahrbücher  Bd.  IH). 


1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

(pro 

Tag  - 

Sen) 

Zimmerer .  . 

32,7 

28,4 

22,5 

22,7 

22,6 

Maurer     .  . 

33,0 

28,9 

23,9 

23,3 

22,8 

Tischler    .  . 

32,4 

28,6 

22,9 

22,3 

20,9 

Tagelöhner  . 

22,2 

19,0 

18,3 

15,7 

15,4 

(pro  Monat  — 

Yen) 

Weber  .    .  . 

7,29 

5,94 

4,89 

3,70 

3,57 

Weberin  .  . 

4,74 

4,05 

3,41 

2,24 

2,23 

Dienstbote  . 

2,75 

2,42 

1,91 

1,38 

],30 

Dienstmädchen 

1,70 

1,54 

1,09 

0,75 

0,65 

2)  7  proz.entiiL»'e  Staatsscliuldsclieine  (Yen) 

1878  83,495  1882  73,382 

1879  81,307  1883  83,947 

1880  71,851  1884  93,393 

1881  69,500         1885  96,331 

188(i  107,349 
(Nach  „I^'iiian/Aveseii  und  (Jeld/irkulal  i(»n" 
vom  ( )b('rrecliiuiii^skjunnH',rpräsi(l(',nl ,  Prof.  Dr.  ,1.  1'asiri, 
Tokio,  1902). 


Wareneiiifuhr  vorfüg-bar  machte,  gestaltete  sich  die  Wareu- 
einfuhr  immer  überwiegend  gegen  die  Warenausfuhr,  bis  im 
Jahre  1882  die  Kontraktion  der  umlaufenden  Papiermenge 
viel  erheblicher  wurde.  (Iber  die  Verminderung  der  Waren- 
einfuhr von  1882  bis  1885  ist  auch  die  Massnahme  des 
Staates  mit  ins  Auge  zu  fassen,  nach  welcher  man  soviel  als 
möglich  bestrebt  war,  ausländische  Materien  nicht  einzukaufen, 
wovon  später  die  Rede  sein  wird.  Der  Deutlichkeit  halber 
wird  hier  eine  Tabelle  beigefügt: 


Jahr 

Wareu- 
Ausl'uhr 

Emfulir 

(1000  Yen) 

Mehr  (-|-)  oder 
weniger  ( — )  Ausfuhr 
(1000  Yen) 

1868 

15553 

10693 



4  860 

1869 

12909 

20  784 

+ 

7  875 

1870 

14543 

33742 

+ 

19  199 

1871 

17968 

21917 

+ 

3  949 

1872 

17  027 

26175 

+ 

9  148 

1873 

21142 

27617 

+ 

6  475 

1874 

18  780 

22  925 

1 

4  1  45 

1875 

17  968 

29  332 

+ 

11  364 

1876 

27225 

23478 

3  747 

1877 

22  976 

27063 

+ 

4  087 

1878 

25  525 

32  564 

+ 

7  039 

1879 

28176 

32  953 

+ 

4  777 

1880 

28  395 

36627 

+ 

8  232 

1881 

31(159 

31195 

+ 

132 

1882 

37722 

29447 

8  275 

1883 

36  26^ 

28445 

7  823 

1884 

33  871 

29673 

4  198 

1885 

37147 

29357 

7  790 

1886 

48876 

32168 

16  708 

1887 

52408 

44  304 

18  104 

1888 

65  706 

65  455 

251 

1889 

70061 

66104 

3  955 

(Nach  ,,Japan's  Volkswirtschaft  und  Staatshaushall" 
von  Karl  Kathgeu,  Leipzig,  1891.) 


Mehrausfulir  im  Jahre  187H  kam  clalici',  das  h'oli- 
s(udo  wegen  Misserute  in  Europa  mehr  ausgeführt  wurde. 

Die  Entwertung  des  Papiergekles  übte  aucii  auf  die 
Finanzlage  des  Staates  einen  ungünstigen  EinfJuss  aus. 
Die  Staatseinnahme  einerseits,  welche  freilich  in  Papiergeld 
normiert  waren,  verloren  mehr  und  mehr  von  ihrem  wirk- 
lichen Werte,  während  sich  die  Staatsausgahen  andererseits 
mit  der  Erhöhung  des  Preisniveaus  von  Waren  vermehrten, 
ja  sogar  auch  der  Gehalt  der  Beamten  erhöht  werden  musstc;. 
Die  Finanzlage  wurde  endlich  im  Jahre  1880/81  sehr  be- 
denklich, sodass  die  ordentlichen  Einnahmen  nicht  zur  Deckung 
der  ordentlichen  Ausgaben  genügten  (58086574  Yen  Ein- 
nahmen gegen  60  297322  Yen  Ausgaben).  In  dieser  bedenk- 
lichen Zeit  fand  ein  Wechsel  im  Finanzministerium  statt  (am 
20.  Oktober  1881).  Graf  Matsukata,  der  die  Finanzleitung 
übernahm,  fasste  den  Plan,  die  übelstände  aus  der  Papier- 
wirtschaft dadurch  zu  beseitigen,  dass  er  einerseits  baldmög- 
lichst das  Papiergeld  einzuziehen,  andererseits  Edelmetall  in 
Aufbewahrung  zu  nehmen  und  zu  rechter  Zeit  Barzahlung- 
zu  leisten  suchte. 


§  3.    Wiederherstellung-  der  Valuta. 

Die  Einziehung  des  Papiergeldes  erfolgte  teils  durch 
direkte  Tilgung  aus  Mitteln  des  Budgets,  teils  durch  Umtausch 
g(igen  zinstragende  Obligationen  und  klingende  Münze.  End- 
lich gehören  dazu  die  Fälle,  wo  Papiergelder  uugiltig  wurden. 

1.  Es  wäre  freilich  besser  gewesen,  wie  die  ui'sprüiig- 
liche  Absicht  gewesen  war,  binnen  13  Jahren  das  Papiergeld 
einzuziehen,  wenn  dies  in  dem  verkürzten  Zeitraum  von 
5  Jahren  unmöghch  gewesen  war.  Indessen  machte  man  sich 
dai'um  nicht-  viel  Sorgen,  da  die  Entwertung  von  Papiergeld 
lange  .Iahr-(i  liindurc^h  iirelevant  war.  Als  im  August  1878 
der  Staatsschuldentilgungsplan  aufgestellt  wunU^  wurde  auch 
die  Tilgung  von  Papiergeld  zum  ersten  Male  ins  Auge  ge- 
fasst.     Nach  dem  Plan  sollten  die   damals  vorhandenen 


Schulden  vom  Fiiiaiizjalir  187S/79  bis  ]()0r)/0()  oanz  ^^ctiloi, 
luid  dazu  der  Betrag'  von  ca.  20  Millionen  jedes  -lahr 
aus  ordentliclien  Einnahmen  aufgebracht  werden.  Kalls  dei' 
Betrag-  sich  ung'cnüg-end  erwiese,  sollte  Ersatz  in  den  etwaig-en 
ilberschiissen  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  und  in  dem 
Reservefonds^)  gefunden  werden.  Es  war  allerdings  zu  un- 
vorsichtig, den  'J'ilgungsbetrag  vom  Papiergeld  im  ersten 
-lahre  auf  die  geringe  Summe  von  500,000  Yen  festzusetzen. 
Es  ist  klar,  dass  der  Prospekt  den  damaligen  Zuständen  nicht 
angemessen  war.  Erst  als  die  Entwertung  des  Papiergehhis 
in  demselben  Jahre  unaufhaltsam  vorschritt  und  alle  Mass- 
i'egeln  zur  Beseitigung  des  Agios  vergebens  waren,  entschloss 
man  sich,  die  Einziehung  von  Papiergeld  zu  beschleunigen, 
und  tilgte  ausser  dem  vorausbestimmten  Betrag  weiter 
6,66ti,186  Yen  (also  zusammen  7,166,186  Yen),  indem  man 
die  dazu  nötigen  Mittel  teils  durch  Verminderung  des  Tilgungs- 
betrags der  anderen  Schulden,  teils  aus  dem  Überschuss  des 
vorigen  Finanzjahres,  teils  aus  dem  Reservefonds  beschaffte. 
In  derselben  Weise  wurden  2  Millionen  im  nächsten  Finanz- 
jahre wie  auch  im  dritten  2  Millionen  Y^en  Papiergeld  getilgt. 
Aber  man  sah  sich  zu  einem  weiteren  Schritt  genötigt,  um 
die  zur  fortgesetzten  Einziehung  von  Papiergeld  verfügbaren 
IMittel  zu  schaffen.    Man  entschloss  sich  nämlich,  einerseits 

1)  Tra  Jalire  1869  wurde  das  Einkommen  aus  Veräusseriingen 
des  unnötigen  Staatseigentums  unter  der  Bezeichnung  „Tsuniitatekin" 
in  Aufbewahrung  genommen.  Die  Summe,  welche  sich  inzwischen 
vermehrte,  wurde  im  Jahre  1872  unter  der  neuen  Bezeichnung 
,,Jiunbikin" ,  d.  h.  Reservefonds,  zur  Erhaltung  des  Kredites  von 
Staatsschulden,  resp.  Papiergeld,  sowie  zu  ausserordentlichen  Aus- 
gaben bei  Katastrophen  angewiesen.  Im  Jahre  1875,  wo  die  Reform 
des  Finanzwesens  erfolgte,  wurden  alle  Überschüsse  der  Einnahmen 
über  die  Ausgaben  seit  der  Restauration  dem  Reservefonds  über- 
wiesen und  angeordnet,  dass  künftige  etwaige  Überschüsse,  soweit 
sie  zu  irgend  einem  Zwecke  nicht  gebraucht  wurden,  und  sonstige 
zufällige  Einkünfte,  sowie  der  Gewinn  aus  der  Operation  des  Reserve- 
fonds demselben  überwiesen  werden  sollten.  Der  Betrag  desselben 
belief  sich  am  Ende  1878j79  auf  58  Millionen  Yen.  (Der  Reserve- 
fond wurde  am  Ende  1889 1 90  aufgelöst.) 
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(Iii!  Staatsausgaben  zu  vermiudern,  andererseits  die  Staatsein- 
iialinien  zu  veruieliren.  Durch  das  Gesetz  vom  5.  No- 
vember ISSO  Avurden  die  Kosten  des  Gefängniswesens  im 
Betrage  von  2,5  Millionen  \eu  auf  die  Bezirke  abgewälzt 
und  die  bisherigen  staatlichen  Beihilfen  zu  Bauten  für  Be- 
zirkszwecke aufgehoben,  indem  das  Maximum  der  Gruiid- 
steuerzuschläge  für  Bezirkszwecke  von  V5  auf  ^/^  der  Grund- 
steuer erhöht  wurde,  damit  die  Bezirke  die  neue  Last  tragen 
könnten.  Durch  die  Instruktion  von  demselben  Tage,  wo  das 
oben  genannte  Gesetz  erschien,  wurden  alle  Behörden  zur 
äussersten  Sparsamkeit  ermahnt,  sodass  mau  dadurch 
3,5  Millionen  Yen  zu  ersparen  hatte.  An  demselben  Tage 
wurde  auch  die  Instruktion  erteilt,  uneiuträgliche  staatliche 
Unternehmungen  zu  veräussern.  Durch  das  Gesetz  vom 
27.  September  1880  wurde  die  Sakesteuer  verdoppelt,  und 
durch  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1882  trat  eine  aber- 
malige Verdoppelung  ein.  (Die  Einnahmen  aus  der  Sakesteuer 
erhöhten  sich  von  5,5  Millionen  im  Finanzjahre  1880/81  auf 
10,6  Millionen  im  Jahre  1881/82,  und  auf  16,3  Millionen  Yen 
im  Jahre  1882/83 ;  nach  der  erneuerten  Verdoppelung  sanken 
sie  auf  13,5  Millionen  im  Jahre  1883/84,  auf  14  Millionen  Yen 
im  Jahre  1884/85.)  Zugleich  mit  der  erneuerten  Verdoppelung 
der  Sakesteuer  wurden  erhöht  die  Tabaksteuer  (Einkünfte 
2,15  Millionen  im  Jahre  1883/84,  1,3  Millionen  Yen  im 
Jahre  1884/85,  gegenüber  0,28  Millionen  Yen  im  Jahre  1882/83) 
und  die  Börsensteuer,  die  nebenbei  die  Spekulation  beschränken 
sollte;  uiul  hauptsächlich  den  Börsenmäklern  aufgelegt  wurde. 
Auss(-'rdem  wurde  eiii(3  Reihe  von  Steuern  uiul  Gebühren  im 
Zeitraum  bis  1885  erhöht  und  neu  eingeführt.  Durch  diese 
Finanzopci'ationeii  etc.  wui-den  dit;  (lesamtstaatseinnahmen 
auf  71  Millionen  im  Jahre  1881/82,  74  Millionen  im 
-Iahr(;  18S2/83,  83  Millionen  im  -lahre  1883/84,  77  Millionen 
im  Jahre  1884/85  V(^i'mehrt  gegenüber  den  63  Millionen  Yen 
im  Jahre  1880/81.  Wähinrnd  die  lOinimhmen  sich  in  soIcJkm' 
\V(;ise  vei'nK^hrten,  wui'dis  die  Kinziehung  d(^s  Papiergeldes 
foj  lg(;sctzt.    Die  (dngezogeu(;  Sunnnc;  belief  sich  auf  7  Millionen 
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im  Jahre  1881/82,  auf  3,3  ]\lillioiieii  im  Jahr(3  1882/83,  auf  3,34 
lioneu  Yen  im  Jahre  1883/84,  wo  die  direkte  Tilgung-  aus 
Mitteln  des  Budgets  aufhörte;  der  Gesamtbetrag  von  1878/79 
bis  dahin  wird  demnach  auf  24,806,186  Yen  gerechnet. 

2.  Wir  haben  gesehen,  dass  die  Kinsatsuscheineordnung 
am  30»  März  1873  erschien,  durch  welche  man  Papiergeld 
in  6^/oige  Staatsschuldscheine  umwandeln  konnte.  Das  in 
dieser  Weise  eingezogene  Papiergeld  betrug  bis  zum 
26.  Januar  1886,  wo  die  Auflage  der  Schuldscheine  aufge- 
hoben wurde,  folgende  Summe: 


Jahr 

Yen 

Jahr 

Yen 

1873 

1  .580  2U0 

1880 

3  002  650 

1874 

633  350 

1881 

627  550 

1875 

25000 

1882 

427  950 

1876 

1883 

372  550 

1877 

1884 

1414  600 

1878 

1885 

1  582  700 

1879 

1886 

4  932  600 

Zusammen  14  599150. 

3.  Zur  Einziehung  werden  solche  Papiere  hinzugerechnet, 
die  in  der  bestimmten  Frist,  innerhalb  deren  der  Umtausch 
des  älteren  Papiergeldes  gegen  neueres  stattfinden  sollte, 
nicht  präsendiert  waren,  oder  die  so  zerrissen  waren,  dass 
sie  nach  gesetzlicher  Bestimmung  nicht  mehr  umgetauscht 
werden  konnten,  oder  die  infolge  von  Fälschung  ungiltig 
waren.  Diese  Summe  betrug  von  Anfang  au  bis  Ende  1885 
417,763  Yen,  wozu  Daijiokwansatsu  285,660,  Miubushosatsu 
78,626,  Okrashodakwanshoken  15,667,  Kaitakushidakwan- 
shokeu  36,480,  „neues  Papiergeld"  1,330  Y^en  gehört,  wozu 
später  bis  zum  31.  März  1890  noch  524  Y^en  hinzugefügt 
wurden. 

4.  Während  einerseits  die  Einziehung  von  Papiergeld 
wie  angedeutet,  ausgeführt  wurde,  ergriff  mau  andererseits 
Massregeln  zur  Beschaffung  von  Metallvorrat.    Doch  stellten 
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sich   hi(ul)('i   <2;'d\VA  ouoriiu;  S('liwi(3rigk('it('ii  A^oii  (J(;iii 

K(l(vliiiotaJn)(!trag'  im  ]v.eserv(d'oii(ls,  welclicj'  im  Jalu'c  1872 
über  11  Millionen,  im  Jahre  1875  über  18  Millionen  und  im 
Jahre  1878  über  17,8  Millionen  Yen  zählte,  wanui  im 
Oktober  1881,  wo  der  Wechsel  im  Finanzministerium  statt- 
fand, nur  8,67  Millionen  Yen  vorhanden.  Damals  bemühte 
man  sich  nun  die  in  Metall  zu  leistenden  Ausgaben  imigiichst 
einzuschränken,  so  dass  sie  durch  die  Zolleinnahmen ^)  gedeckt 
werden  könnten.  Die  Ausgaben  für  Gesandtschaften  und 
Konsulate,  die  Zahl  der  auf  Staatskosten  erhaltenen  Studen- 
ten und  der  in  japanischen  Diensten  stehenden  Ausländer 
Avurden  vermindert.  Die  Anschaffung  von  Materialien  im 
xAusland  wurde  erheblich  eingeschränkt.  Neben  dieser  nega- 
tiven Massregel  nahm  man  eine  positive  Operation  in  die 
Hand.  Da  im  Inland  Metallmünze  nur  in  geringem  Betrage 
vorhanden  und  die  Produktion  von  Edelmetall  sehr  knapp 
war,  war  es  unratsam,  im  Inlande  das  Edelmetall  einzuziehen. 
Mau  fand  deshalb  keinen  anderen  Ausweg,  als  durch  Aus- 
fuhr von  Waren,  z.  B.  Seide,  Tee,  Keis  u.  s.  w.,  Edelmetall 
vom  Auslande  hereinzuholen.  Hierzu  diente  hauptsächlich 
die  Yokohama-Schokinginko,  sog.  Yokohama -Speele -Bank, 
welche  am  28.  Februar  1880  namentlich  zum  Zwecke  des 
Ausseuhandels  eröffnet  wurde.  Die  Eeg-ierung  deponierte  bei 
der  Bank  Gelder  in  Papieren,  damit  die  Bank  Vorschuss  an 
Exporthändler  geben  könnte.  Die  geliehene  Summe  eiliielt 
man  in  Europa,  Amerika  und  Australien  iji  Edelmetall  zurück, 
welches  daini  von  der  Bank  an  die  llegiei'ang  übei'ging.  In 
dieser  Weise  vermehrte  sich  der  Metallvorrat,  der  im  Ok- 
tobei'  1881  ca.  8, ()7  Millionen  Yeji  betrug,  folgendermassen: -) 

1)  ZolleimiJilniicii  betrugen  im  Jahre  1880  ca.  2,G  IVl ilHonei), 
ISSl  ca.  2,5  Milhoiicii,  1882  ea.  2,7  Millionen,  I88H  ca.  2,7  IVl illionen, 
1884  ca.  2,5  Millionen  und  IHHÖ  ca.  L>,7  MillioiuMi  Yen. 

2)  V^i.  „\>\('.  volksw  iiiscJi;! II  liehe  KnI  wickiiiii^'  in  der  neuen 
Zeil"  von  l'rof.  Dr.  ,1.  Sa-kalani,  Tokii»,  n)00. 
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Metallvorrat 


Im  Verhältnis  zum  Umlaufsbetrag* 


(Yen) 

1882  16730268 

1883  25876230 

1884  33569188 

1885  42265641 


von  Staatspapierg-eld 


Inzwischen  wurde  am  27.  Juni  1882  die  Nihong-inko- 
ordnung  erlassen,  wodurch  eine  Zentralbank,  Nihongiuko 
(d.  h.  japanische  Bank),  errichtet  werden  sollte.  Nach  dem 
Gesetze  sollte  die  Bank  ilu'en  Sitz  in  Tokio  und  ihre  Filialen 
in  allen  Bezirken  haben.  Ihr  Kapital  sollte  die  Summe  von 
10  Millionen  Yen  in  50,000  Anteilen  betragen,  das  mit  Ge- 
nehmigung des  Finanzministers  auf  den  Beschluss  der  Ge- 
neralversammlung der  Aktieninhaber  vermehrt  werden  kann,  i) 
Ihr  Präsident  sollte  vom  Kaiser  ernannt  werden,  die  Ge- 
schäftsführnng  der  Bank  der  Aufsicht  des  Finanzministers 
unterliegen.  Die  Bank  sollte  die  Staatskassengeschäfte  führen,  2) 
wenn  die  Finanzverwaltung  dessen  bedürfte.  Nach  dem  Ar- 
tikel 14  soll  das  Privilegium  der  Ausgabe  der  einlösbaren 
Noten  unter  der  Bedingung  des  später  zu  erlassenden  Ge- 
setzes ihr  gewährt  werden.  Am  10.  Oktober  1882  begann 
die  Bank  ihre  Tätigkeit. 

Da  es  eine  Absicht  des  neuen  Finanzministers  Graf 
Matsukata  war,  einer  Zentralbank  ein  ausschliessliches  Pri- 
vilegium der  Notenausgabe  zu  gewähren,  so  kam  man  nun 
deshalb  dahin,  die  bisherigen  Banknoten,  wirkliches  Bank- 
papiergeld, einziehen  zu  lassen.  Die  Nationalbankordnung 
wurde  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1883  wieder  dahin  ge- 
ändert, dass  die  Nationalbanken  nach  Ablauf  ihrer  Kon- 
zessionen (frühestens  1896,  spätestens  1899)  das  Privilegium 
der  Notenausgaben  verlieren,  und  dass  sie  vor  Ablauf  ihrer 


1)  Das  Kapital    wurde    im  Jahre  1887   verdoppelt  und  im 
Jahre  1895  wieder  um  10  Millionen  Yen  vermehrt. 

2)  Die  Staatskassengescliäfte  wurden  seit  Juni  1883  mehr  und 
mehr  der  Nilionginko  übertrag-en. 
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Konzessionen  ihre  Noten  einziehen  sollten;')  dass  die  Ein- 
ziehung* von  Nihong-inko  übernommen  werden  solle;  dass  die 
Notendeckung-,  welche  von  bisherig-en  -/lo  auf  '/4  der  ausge- 
gebenen Noten  erhöht  wurde  und  j(;des  Halbjahr  1,25  Prozent 
der  Notenausgaben  der  Nihonginko  abgegeben  werden  sollten, 
damit  man  beide  zur  Einziehung  der  Noten  zur  Verfügung 
stellen  könne.  Durch  die  Vollziehung  des  Gesetzes  vermin- 
derte sich  der  Notenumlauf  am  Ende  1885  auf  30,155,889  Yen 
gegenüber  34,385,349  Yen  am  Ende  1882.2) 

Am  26.  Mai  1884  erschien  die  Ordnung betreffend 
die  auf  Grund  des  Artikels  14  der  Nihonginkoordnung  aus- 
zugebenden Noten.  Nach  dieser  Ordnung  sollten  die  Noten 
in  Silber  eingelöst  werden  und  als  Notendeckung  der  den 
ausgegebenen  Noten  fast  entsprechende  Betrag  in  Gold-  und 
Silbermünze  und  Gold-  und  Silberbarren  vorhanden  sein.  Die 
Nihonginko  hatte  nach  der  Ordnung  erst  am  9.  Mai  1885  die 
Noten  ausgegeben,  deren  Umlauf  Ende  Mai  2,6  Millionen, 
Juni  3,8  Millionen,  Juli  4,4  Millionen,  August  4,2  Millionen, 


1)  Die  Bestimmungen  für  den  Fall,  wo  die  Einziehung  im 
Laufe  der  Konzessionen  unvollendet  blieb,  wurde  durch  die  Gesetze 
vom  7.  und  21.  März  1896  geregelt. 

2)  Durch  das  Gesetz  Nr.  8  vom  März  1896  wurde  die  Giltig- 
keitsfrist  von  Bankpapiergeld  auf  den  9.  Dezember  1899  anberaumt 
und  die  Verjährungsfrist  für  Umtausch  auf  5  Jahre  bestimmt.  Nacli 
Resumc  Statistique  de  L'empire  du  Japon  (Auflage  vom  März  1903, 
Tokio)  betrugen  die  noch  von  der  Einziehung  übrig  bleibenden 
Noten  am  1.  April  1902  nur  444,688  Yen. 

3)  Die  Ordnung  wurde  später  soweit  verändert: 

a.  Silbernoten  in  Goldnoten; 

b.  Edelmetall  muss  drei  Viertel  in  Gold  sein; 

c.  Die  Noten  k()nnen  ^^'egen  eine  Sicherung  durch  Staatsschuld- 
sclieine,  Schatzscheine  und  sonstige  sichere  Scheine  wie  Weclisel 
l)is  zur  H(")he  von  120  Millionen  Yen  ausgegeben  werden; 

d.  Die  weiteren  Aus^^-ahen  kiMinen  f?ef>'en  eine  vermehrtem  Siclieniiio- 
und  ^ii'c^i'en  die  Bezahlung  dei-  Abgabe  von  T)*'!,,  des  vermehrten 
Notenhetra^cs  stattrinden.  (Die  kaiserliche  Verordnung'  Nr.  59  von 
18H8,  das  ({cset/  Nr.  31  vom  M:ii  1890,  das  Nr.  18.  vom  Mär/  1897, 
(his  Nr.  ;V>  vom  MiUv.  I.S<)9.) 
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September  3,7  Millionen,  Oktober  8,7  Millionen,  Novem- 
ber 4,8  Millionen,  Dezember       Millionen  Yen  betrug. 

Da  in  dieser  Zeit  der  IVipiernmlauf  sich  bereits  be- 
deutend verminderte,  das  Agio  fast  ganz  verschwand,  der 
Metallvorrat  in  den  Reservefonds  sich  erheblich  vermehrte,  ja 
sogar  einlösbare  Noten,  ausgegeben  wurden,  mit  anderen 
Worten,  die  Vorbereitung  der  Aufnahme  der  Barzahlung  be- 
reits ganz  erfolgte,  erschien  das  Gesetz  am  6.  Juni  1885, 
welches  lautet:  „Das  Staatspapiergeld  soll  vom  Januar  1886 
an  allmählich  gegen  Silbermiinze^)  umgetauscht  und  das  um- 
getauschte Papiergeld  vernichtet  werden.*'  Der  Umtausch 
sollte  durch  Nihonginko  vollzogen  werden.  Der  Umtausch 
wurde  vom  1.  Januar  1886  in  Angriff  genommen  und  unter 
allgemeiner  Zufriedenheit  ausgeführt,  weil  der  Wert  des 
Papiergeldes  mit  dem  des  Silbers  gleich  stand.  Der  Betrag 
des  Umtausches  vom  1.  Januar  1886  bis  31.  März  1890  be- 
lief sich  auf  43,346,716  Yen.  Die  Einziehung  des  Papier- 
geldes gestaltete  sich  demnach,  übersichtlich  dargestellt, 
f  olgendermassen : 

Aus  Mitteln  des  Budgets  .    .  24806186  Yen 
Umwandlung  in  Schuldscheine  14599150  „ 
Umtausch  gegen  Silber    .    .  43346716  „ 
Zur  Ungiltigkeit ....          418287  „ 

zusammen:  83170339  Yen. 

Da  der  Gesamtbetrag  der  Ausgabe  von  Papiergeld  sich  auf 
128,235,595  Yen  (ausschliesslich  Jobisatsu)  belief,  blieben  nur 
40,065,256  Yen  übrig.  Davon  erhielten  32,000,000  Yen  den 
Nennwert  von  1  oder  mehr  Yen,  während  die  übrigen 
8,065,256  Yen  auf  den  Nennwert  von  einem  halben  Yen  oder 
weniger  lauteten.  Die  letztere  Summe  wurde  in  der  Weise 
getilgt,  dass  die  dazu  nötigen  Mittel  —  von  1890/91  bis 
1896/97  jährlich  1  Million  Yen  und  1897/98  705,812  Yen  — 


]  )  Durch  das  Gesetz  Nr.  19  vom  M-lrz  1897  wurde  Goldmünze 
an  die  Stelle  von  Silbermünze  gesetzt. 


aus  ordentlichen  Einnahmen  aufg-ebracht  wurden,  während 
die  übrigen  8,59,944  Yen  ung-iltig-  wurden.  Was  den  Betrag* 
iiu  Nennwert  von  1  oder  melir  Yan  anbetrifft,  so  wurde  der 
Einlösungsfonds  durch  das  (Jesetz  vom  21.  März  1890 
errichtet,  wozu  der  Betrag  von  10  Millionen  aus  Re- 
servefonds und  der  von  22  Millionen  Yan  durch  Anleihe  von 
Nihonginko  überwiesen  wurden.  Der  Lhntausch  aus  dem 
Einlösungsfonds  bis  31.  März  1900  betrug  30,569,613  ^'en. 
Da  durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1898  die  Giltigkeitsfrist 
von  Staatspapiergeld  bis  auf  den  31.  Dezember  1899  ausge- 
dehnt, und  die  Verjährungsfrist  der  für  ungiltig  ei'klärten 
Gelder  durch  das  Gesetz  vom  28.  Eebruar  1890  auf  5  Jahre 
bestimmt  wurde,  kann  der  Umtausch  bis  31.  Dezember  1904 
stattfinden.  Sollte  der  Umtausch  bis  dahin  zu  Ende  kommen, 
so  würde  die  Tilgung  des  Staatspapiergeldes  ^)  beendigt  sein. 


IL  Kapitel. 
Schwebende  Schulden. 

§  4.    Schatzschein  und  „einstweilige  Anleihe". 

Wir  haben  gesehen,  dass  „Yobisatsu"  ausgegeben  wurde, 
um  die  einstweilige  Knappheit  der  Kasse  zu  ersetzen,  und 
dass  die  Ausgabe  desselben  seit  Oktober  1881  aufhörte.  Da 
es  aber  unvermeidlich  war,  Zahlungen  zu  leisten,  bevor  die 
Einnahmen  der  Kasse  zugeflossen  waren,  so  kam  man  zuerst 
dahin,  dio  Kass(MU)rdnung  zu  verbessern,  wodurch  sich  auch 
die  Kass(;nb('stäii(le  gcwissermassen  gegen  früher  verbesserten. 
FeriK^r  machte  man  die  Inn  vorüb(irgehender  Verlegenheit 
nötigen  Mittel  dadurch  flüssig,  dass  man  sie  einstweilen  aus 
IleservcfoiHls  entnahm,    l^'crner  ersetzte  man  die  vorüber- 

1)  Nach  H,('\siuii6  Sl,iilisti(|U(',  de  l/empire  du  Japoii  (Anfla^-e 
vom  Mür/>  JiK)H,  Tokio)  bclriii»:  noch  vom  Umtausch  übrig-  bleibeudos 
l*a|)ici«;'('hl  ain  1.  April  1902  dio  Siiiniiu^  von  mir  1,591,416  \vn. 


o-ehencle  Knappheit  dadurch,  dass  man  die  Gelder  zur  Verf iig'uuo* 
stellte,  welche  durch  Anleihe  für  die  Nakasendo-Eisenbahn- 
bauten  (unten  erwähnt)  auf  (-rrund  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember 
188;)  in  die  Kasse  flössen  und  momentan  für  Bauarbeiten 
nicht  verwendet  wurden.  Solche  Massregeln  galten  aber 
naturgemäss  nur  für  vorübergehende  Plille,  indem  namentlich 
die  Gelder  aus  der  Anleihe  für  den  Eisenbahnbau  nicht  auf 
die  Dauer  zu  anderen  Zwecken  anwendbar  waren.  Am 
20.  September  1884  erschien  das  Gesetz  über  die  Schatzscheine. 

1.  Schatzscheine.  Nach  dem  Gesetz,  welches  durch 
die  Novelle  vom  22.  Dezember  1893  etwas  modifiziert  wurde, 
im  wesentlichen  aber  unverändert  blieb,  wurden  Schatzscheine 
zur  Deckung  der  vorübergehend  eintretenden  Geldbedürfnisse 
vom  Finanzministerium  ausgegeben.  Die  Scheine  lauten  auf 
den  Inhaber  und  werden  in  100,  500,  1000,  10,000  oder 
100,000  Yen  ausgegeben.  Emissionsbetrag,  Ziusfuss  und 
Tilgungsfrist  werden  jedesmal  durch  den  Finanzminister  fest- 
gesetzt. Die  Fälligkeit  muss  aber  binnen  zwölf  Monaten 
und  durch  die  Einnahmen  in  dem  Finanzjahre  erfolgen,  wo 
die  Scheine  ausgegeben  werden.  Auch  der  Maximalbetrag 
der  Ausgaben  in  einem  Finanzjahre  wird  mit  Zustimmung 
des  Landtages  festgesetzt  (das  Gesetz  betreffend  das  Kassen- 
wesen vom  Februar  1889).  Die  Geschäftsführung  über  Emission, 
Zinszahlung  und  Tilgung  wird  der  Nihonginko  übertragen 
(das  Gesetz  vom  20.  September  1884  und  die  Finanzministerial- 
ordre  vom  3.  August  1886).  Die  Aufnahme  der  Anleihe 
erfolgt  durch  allgemeine  Subskription  oder  wird  bei  Nihonginko 
gemacht. 

Die  Ausgabe  der  Scheine  gestaltete  sich  folgendermassen: 


1)  Vgl.  Prof.  Conrad's  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und 
Statistik,  Jena,  August  1902. 

2)  Hier  ist  die  Zahl  von  April  bis  November  1902  angegeben. 


Yen 


Yen 


1886/87  37  280  000 
1887/88  28  700  000 
1888/89    20  980  000 


1889/90        550  000 
1901/02    17  356  5001) 
1902/03    48  000  0902) 
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2.  „Einstweilige  Anleihe".  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  die  Ausgabe  der  Schatzscheine  ein  richtiges  Institut 
zur  Deckung  der  vorübergehend  eintretenden  Geldbedürfnisse 
ist.  Da  aber  die  Realisierung  der  Anleilie  durch  die  Emission 
der  Scheine  etliche  Tage  in  Anspruch  niniiut  und  auch  ein 
bestimmter  Termin  zur  Tilgung  festgesetzt  ist,  so  ist  die 
Einrichtung  zuweilen  etwas  unpraktisch,  weil  man  dringende 
Bedürfnisse  nicht  sofort  zu  befriedigen  vermag  und  auch  die 
Rückzahlung  nicht  sogleich  nach  dem  Zufluss  der  Einnahmen 
in  die  Kasse  erfolgen  kann.  Deshalb  erschien  ein  Gesetz 
am  11.  Juni  1894,  auf  Grund  dessen  die  Staatsleitung  eine 
„einstweilige  Anleihe"  mit  der  Nihonginko  kontrahieren  kann. 
Die  Staatsleitung  kann  den  Zeitverhältnissen  gemäss  die 
beiden  Massregeln,  Immission  der  Schatzscheine  und  die  Auf- 
nahme der  einst weihgen  Anleihe",  in  die  Hände  nehmen. 
Aber  die  in  dieser  Weise .  flüssig  zu  machende  Summe  wird 
durch  das  Gesetz  dahin  beschränkt,  dass  der  durch  die 
„einstweilige  Anleihe"  und  die  Emission  der  Schatzscheine 
aufzubringende  Gesamtbetrag  das  für  die  Ausgaben  der 
Schatzscheine  voraus  festgesetzte  Maximum  nicht  übersteigen 
soll.  Der  durch  die  „einstweihge  Anleihe"  aufgenommene 
Betrag  belief  sich  auf: 

Yen  Yen 
1894/95    25  300  000  1899/00      3  200  000 

1895/96    28  390  000  1900/01      6  500  000 

1896/97  ~  1901/02    11  000  000 

1897/98      3  000  000  1 902/03      2  000  000 

1898/99    15  000  000 


§  5.    Postspar-  und  Depositenkassengelder. 

Die  Postsparkasse  ist  errichtet  durch  Gesetz  No.  W^l) 
vom  I)ez(^mber  1874,  welches  (hircli  Gesetz  No.  ih)  vom 
August  1890  modifizier't  wur(h\  Nach  diesem  (Tosetze  soll 
di(^  eiuzule,gend(^  Summe  jfulesmal  mehr  als  10  Sen  (ein 
Zclmlcl  VOM  einem  \        l'iir  einen  Tag  allerdings  nicht  mein- 


als  50  Yen,  betragen.  Der  hinterlegte  Gesamtbetrag  ein- 
schliesslich Zinsen  darf  nicht  500  Yen  übersteigen.  Wenn 
der  Gesamtbetrag  500  Yen  übersteigt  nnd  der  Einleger  selbst 
den  Betrag  nicht  vernündert,  so  kann  die  Staatsleitung  mit 
der  überstiegenen  Summe  für  den  Einleger  Staatsschuldscheine 
einkaufen.  Jeder  Einleger  kann  verlangen,  für  seine  Einlage 
Staatsschuldscheine  einzukaufen  und  aufzubewahren.  Der 
Zinsfuss  der  Einlage  ist  durch  Kaiserliche  Verordnung  No.  73 
vom  April  1898  auf  4,8  ^/o  festgesetzt.  Die  eingelegten  Gelder 
werden  von  der  Depositenkasse  verwaltet. 

Die  Depositeukasse  ist  durch  Gesetz  No.  13  vom  Mai 
1885  ins  Leben  gerufen  zum  Zwecke,  die  beim  Finanz- 
ministerium hinterlegten  Gelder,  namentlich  die  Fonds  der 
Postsparkasse  und  der  verschiedenen  Behörden,  die  Gelder 
von  Kirchen,  Schulen,  Erwerbsgesellschaften  und  Privaten 
auf  Verlangen  zu  verwalten.  Die  Verzinsung  wird  jeweiHg 
durch  den  Finanzminister  bestimmt.  Die  Depositenscheine 
sind  nicht  übertragbar  und  auch  nicht  verpfändbar.  Die 
Operation  mit  den  Geldern  wird  durch  die  Nihonginko  be- 
werkstelligt. Wenn  die  hinterlegte  Summe  300  Yen  übersteigt, 
so  kann  die  Staatsleitung  auf  Verlangen  für  den  Deponenten 
Staatsschuldscheine  einkaufen.  Übersteigt  die  Summe  2000  Yen, 
so  kann  die  Staatsleitung  mit  den  überstiegenen  Geldern  für 
den  Hinterleger  Staatsschuldscheine  einkaufen.  Die  hinter- 
legte Summe  bezifferte  sich  am  Ende  der  letzten  Jahre 
f  olgendermassen : ' ) 


Yen 


Yen 


1895/96  50  760  774 

1896/97  53  380  428 

1897/98  28  352  728 

1898/99  23  838  076 


1899/00  77  940  453 
1900/01  60  242  368 
1901/02    27  971  28r^0 


1)  Die  amtHch  statistischen  Jahrbüclier  XX.    Tokio,  1901. 

2)  Hier  ist  mir  die  Zahl  der  Postsparkassengelder  angegeben. 
(Resume  statistique  de  L'empire  du  Japon,  Toldo,  190;]. 


III.  Kapitel. 


Fundierte  Schulden. 

§  6.    Inländische  Anleihe. 

1.  Die  „Alte"  und  die  „Neue  Anleihe".  Wir  haben 
gesehen,  dass  die  alten  Territorialherrschaften  „Hau"  im 
Juli  1871  abgeschafft  und  die  neuen  Verwaltungsbezirke 
,.Ken"  errichtet  wurden.  Die  neue  Staatsleitung  hatte  nun 
die  bisherigen  Schulden  von  „Hau"  übernommen,  um  dadurcli 
die  Finanzverwaltung  einheitlich  zu  gestalten  und  der  neuen 
Ordnung  anzupassen.  Die  Meldungsfrist  der  Forderungsrechte 
gegen  sog.  „Han-Schulden"  an  die  Staatsleitung  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  19.  November  wie  durch  die  Ordre  vom 
10.  Dezember  1871  und  vom  24.  März  1872  bestimmt.  Das 
Reglement  betreffend  die  Verfügung  von  „Han-Schulden" 
wurde  am  3.  März  und  das  Gesetz  betreffend  die  Emission 
von  den  „Alten"  und  „Neuen"  Staatsschuldscheinen  am 
25.  März  1873  erlassen,  welche  durch  die  Novelle  vom 
25.  Mai  1875  etwas  modifiziert  wairdeu.  Diesem  Gesetz  zu- 
folge sind  die  Schulden,  welche  bis  zum  Jahre  1873  von 
„Hau"  und  „Ken"  aufgenommen  wurden,  als  Staatsschulden 
konsolidiert  worden  und  zwar  sind  die  von  1844  bis,  1867 
von  „Hau"  aufgenommenen  Schulden  als  die  „Alte  Anleihe" 
und  die  von  1868  bis  August  1871  von  „Han",  sowie  bis 
1872  von  „Ken"  aufgenommenen  als  die  „Neue  i^nleihe"  be- 
zeichnet worden.  Beide  Arten  von  Schuldscheinen  sind  in 
Stücken  von  500,  300,  100,  50  und  25  Yen  ausgegeben,  auf 
Namen  gestellt  und  an  die  Oläubigei'  abgeliefert.  Die  Bruch- 
zahl unter  25  Yen  und  einige  SchukkMi  mit  einer  besonderen 
Eigentümlichkeit  wurden  auf  (dnmal  bar  bezahlt. 

Der  Gesamtbetrag  dei*  Veibiiidliclikeiten  erreichte  die 
liöh(5  von  :50,9S1 ,476  ^'en ,  von  vv(>h;heii  die  Summe  von 
23,395,550  \'en  in  JU)ns  ausgegeben  wurde.  Von  dieser 
Summe  gehören  10,972,725  \m  zur  ,.Alt(Mi"  und  12,422,825  Yen 
zur  „Neuen  Anleihe". 
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Die  .,Xeiie"  wurde  mit  4*\,o  verzinst.  Die  Zinsen  wurden 
im  Juni  und  Dezember  gezahlt.  Die  Tilgung  erfolgte  von 
August  1S75  bis  Oktober  1890.  Die  „Alte"  ist  dagegen  un- 
verzinslich und  in  50  Jahresraten  von  1872  bis  1921  zurück- 
zuzahlen. Der  am  Ende  des  Jahres  1902  noch  ausstehende 
Betrag  belief  sich  auf  4,169,636  Yen. 

2.  Die  alten  und  neuen  Kinsatsuscheine.  Es 
wurde  schon  bei  der  Darstellung  des  Papiergeldes  erwähnt,  dass 
die  Kinsatsuscheine  zum  Zwecke  der  Einziehung  des  Papier- 
geldes auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  März  1873  ausgegeben 
Avurden.  Dies  Gesetz  wurde  durch  ein  neues  vom  28.  Dezember 
1883  dahin  verändert,  dass  die  Scheine  auf  den  Inhaber 
lauten,  während  sie  nach  dem  frühereu  Gesetz  auf  den  Namen 
ausgestellt  wurden  und.  dass  auch  Ausländer  die  Scheine 
besitzen  können,  während  dies  bisher  nicht  der  Fall  war. 
Die  durch  das  frühere  Gesetz  ausgegebenen  Scheine  nennen 
Avir  die  alten  Kinsatsuscheine,  die  durch  das  neue  Gesetz 
ausgegebenen  dagegen  die  neuen. 

Die  alten  Kinsatsuscheine  wurden  in  Stücken  von  1000, 
500,  100  und  bO  Yen  ausgegeben.  Zinsfuss  war  6^1  o,  die 
Zinsen  Avaren  im  Mai  und  November  fällig.  Der  Auflage- 
betrag belief  sich  bis  Ende  1883  auf  6,669,250  Yen.  Die 
Tilgung  begann  im  August  1876  und  hörte  im  August  1892 
auf,  indem  zum  Teile  KouA-ertierung  stattfand.  Die  neuen 
Kinsatsuscheine  Avurden  in  Stücken  von  lOOO,  500  und  100  Yen 
ausgefertigt.  Der  Zinsfuss  und  die  Zinsfälligkeitstermine 
waren  dieselben  wie  bei  den  alten  Kinsatsuscheinen.  Die 
Ausgabe  betrug  bis  Anfang  1886,  avo  sie  AATgen  der  Auf- 
nahme der  Barzahlungen  aufhörte,  7,929,900  Yen.  Die  Tilgung, 
Avelche  im  März  1889  in  Angriff  genommen  wurde,  kam  im 
April  1893  zu  Ende,  indem  die  Scheine  zum  Teile  ebenfalls 
konvertiert  wurden. 

3 .  C  h  i  t  s  u  r  0  k  u  s  c  h  e  i  n  e .  Nachdem  die  alt en  T erritorial- 
herrschaften  beseitigt  waren,  wie  wir  gesehen,  erhielten  die 
Shizoku  oder  Samurai  mit  der  Aufhebung  der  PriAilegien 
ihres  Standes  durch  die  Proklamation  vom  Dezember  1871 


I^'reilieit,  Landwirtschaft,  Gew(ni)o  iiiul  Handel  zu  betreiben. 
iVber  sie  konnten  die  neuen  Berufe  nicht  ergreifen,  da  (is 
ihnen  vor  allen  an  Kapitalien  fehlte.  Man  beschloss  deshalb, 
die  freiwillig-e  Ablösuno-  ihrer  Kenten  anzuerkennen  und  die 
Abfindung  teils  in  Staatsschuldscheinen,  teils  in  barem  Gelde 
zu  leisten,  indem  man  deswegen  eine  auswärtige  Anleihe 
machte,  welche  später  erwähnt  wird.  Das  Gesetz  betreffend 
die  Kentenablösung  wurde  am  27.  Dezember  1873  veröffentlicht 
und  zugleich  erschien  das  Reglement  über  die  Kapitalabfindung. 
Danach  wurde  am  28.  März  1874  das  Gesetz  betreffend 
('hitsurokuscheine  ei'lassen.  Die  Gesetze  und  das  Eeglement 
haben  allein  die  kleinen  Leute,  deren  Rente  weniger  als 
100  Koku  Reis  betrug,  ins  Auge  gefasst,  während  durch  die 
Novelle  vom  5.  November  1874  die  Bestimmungen  auf  die- 
jenigen, ausgenommen  den  Adel,  ausgedehnt  wurden,  deren 
Rente  mehr  als  100  Koku  betrug.  Die  Kapitalabfindung  er- 
folgte in  der  Weise,  dass  für  erbliche  Rentenberechtigung 
das  Sechsfache  und  für  lebenslängliche  das  Vierfache  der 
Renten  geleistet  wurde.  Der  Geldwert  der  Rente  war  nach 
den  Marktpreisen  des  betreffenden  Bezirks  zur  Zeit  der 
Rentenzahlung  zu  berechnen. Der  Gesamtbetrag,  den  die 
Staatskasse  zu  leisten  hatte,  belief  sich  von  1874  bis  1876  auf 
85,892,680  Yen.  Davon  wurde  die  Summe  von  16,565,850  Yen 
durch  Ausgabe  der  (Jhitsurokuscheine  beglichen. 

Die  Scheine  wurden  in  Stücken  von  300,  100,  50  und 
25  Yen  (die  Bruchteile  unter  25  Yen  und  die  Renten  im  Werte 
von  weniger  als  5  Koku  wurden  baar  bezahlt)  ausgestellt 
und  lauteten  auf  den  Namen.  Zinsfuss  war  8"/o  und  die 
Zinsen  waren  im  November  fällig.  Die  Tilgung  begann  im 
August  1876  und  endete  im  April  1884. 

4.  Kinro  kusch  eine.  Wir  haben  gesehen,  dass  die 
Samurais  in  dur  Tokugawazeit  von  ihren  Hernvn  Rente  in  Reis 
(;i*hielt(}n.    Danacli  wurde  die  sogenannte  Verdienstrentc;  den- 


1)  .Tapan's  Volkswirtschaft  und  Staatsliaiisluilt  von  Karl  Ratlif>en, 
Seite  448,  Le)i)zi^,^  1891. 
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jciiigeii  verliehen,  welche  sich  bei  der  Kestciiiratiüu  Verdienste 
erwarben.  Dazu  kam  die  Kente  des  Adels,  welche,  wenn 
auch  die  Rente  des  alten  Hofadels  unbedeutend  war,  dadurch 
grosse  Dimensionen  erlangte,  dass  man  den  ehemaligen  Terri- 
toriallierren  bei  Mediatisierung  ein  Zehntel  ihrer  bisherigen 
Einkünfte  als  Eente  verliehen  hatte.  Die  ganze  Eenten- 
zahlung  wurde  für  das  neue  Staatswesen,  obgleich  sie  sich 
infolge  der  schon  angedeuteten  freiwilligen  Rentenablösung 
gewissermassen  verminderte,  zur  ungeheuer  schweren  Last, 
sodass  die  Rentenzahlung  noch  mehr  als  ein  Drittel  der 
ordentlichen  Staatsausgaben  in  Anspruch  uahm,^)  w^ährend 
der  eigentliche  Grund  der  Rentenzahlung  mit  der  Beseitigung 
des  Feudalwesens  nicht  mehr  vorhanden  war,  indem  das 
moderne  Beamtentum  und  das  moderne  Militärwesen  bereits 
eingeführt  war.  Es  ist  deshalb  begreiflich,  dass  man  eine 
Operation  zur  Heilung  der  Übelstände  in  die  Hand  nehmen 
uiusste.  Man  beschloss  endlich,  für  Ablösung  der  Renten 
die  zinstragenden  Staatsschuldscheine  auszugeben,  damit  einer- 
seits die  momentane  Last  erleichtert  und  Tilgung  der  dadurch 
entstandenen  Staatsschuld  auf  längere  Zeit  verschoben  würde. 
Da  man  indessen  nicht  darauf  rechnen  konnte,  dass  alle 
Rentenempfänger  zur  freiwilligen  Ablösung  kommen  würden, 
griff  man  zu  einer  Zwangs-Massregel.  Am  5.  August  1876 
erschien  das  Gesetz  betreffend  die  Emission  der  Kinroku- 
scheine.'^)  Das  Gesetz  hat  verfügt,  dass  die  bisher  erblich, 
lebenslänglich  oder  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  ge- 
leistete Rente  von  1877  an  abgelöst  und  dafür  Staatsschuld- 
Scheine  ausgegeben  werden  sollten.  Der  Artikel  1  enthält 
die  Bestimmungen  der  Umrechnung,  welche  folgenderniasseu 
lauten : 


1)  Die  Rentenzahlung  betrug  187o|76  17,7  Millionen  Yen  gegen- 
über 56,6  Millionen  Yen  und  1876177  17,6  Millionen  gegenüber  56 
Millionen  Yen  der  ordentlichen  Staatsausgaben.  Vgl.  J.  Hosokawa, 
das  Finanzwesen  Japan's,  Bd.  I.    Tokio,  1892. 

2)  Kinroku  heisst  Geldrente;  alte  Reisrente  war  durch  das  Ge- 
setz vom  7.  September  1875  in  Geldrente  verändert. 
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„Für  erbliche  Kciitcii   werden  Staatssdiiildscheiiie  in 
folgender  Weise  ausgegeben: 

bei  einer  Rente  von  im  H(;lrage  des 
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Der  Zinsfuss  der  oben  genannten  Beträge  wird  auf 
5  Prozent  festgesetzt. 
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bei  einer  Rente  von 
75  Yen  bis  100  Y(in 
50    „      „      75  „ 
40    „      „      50  „ 

„  „  „ 
25  „  „  30  „ 
weniger  als  25  Yen 

Der  Zinsfuss  der  ol)en  genannten  Beträge  wird  auf 
7  Prozent  festgesetzt. 

Empfänger  von  Renten  auf  Lebenszeit  erhalten  je  nach 
ihrer  Rente  die  Hälfte  des  für  Erbrente  bestimmten  Betrages. 

Empfänger  von  Zeitrenten 

auf  10  Jahre  und  darüber  erhalten  ^<\,']oo 

8  bis  10  Jahre  „  ^^/loo 

„      6    „      8      „  „  30/^^^ 

4    „      6      „  „  '^^lioo 

»      3    ,,      4      „  „  ■  ^ö/ioo 

von  dem  gleichen  für  die  erheblichen  Renten  bestimmten  Be- 
trage. Der  Zinsfuss  der  Staatsobligationen  für  Zeit-  und 
Leibrente  ist  eb.en  so  hoch  wie  bei  P]rbrenten." 

Dazu  wird  im  Artikel  8  bestimmt,  dass,  wenn  eine 
niedrigere  Klasse  infolge  des  höheren  Multiplikators  eine 
grössere  Zinseneinnahrae  als  die  nächst  höhere  Klasse  be- 
kommen würde,  so  gerechnet  werden  soll,  dass  die  Zinsen - 
einnähme  der  erster en  die  der  letzteren  nicht  übertrifft 
(nämlich  die  Scheine  des  gleichen  Betrages  wie  für  die  letzteren 
werden  der  ersteren  abgeliefert). 

Am  11.  Dezember  1876  erschien  darauf  ein  Gesetz, 
welches  anordnete,  dass  man  für  Rentenempfänger  in  solchen 
Bezirken,  wo  die  Veräusserung  der  Rentenberechtigung  er- 
laubt war,  10^/oige  Schuldscheine  ausfertigen  könne. 
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Die  ScbuldsclieiiK!  wurden  in  Stückei»  von  5000,  1000, 
500,  300,  100,  50,  25,  10  und  5  Yen  und  auf  den  Namen 
ausgegeben.  (Die  Bruchzahl  unter  5  Yen  wurde  bar  bezahlt, 
was  die  Summe  von  735,316  Yen  ausmachte.)  Der  Ausgabe- 
betrag  der  Scheine  belief  sich  auf  31,412,405  zu  5"/o, 
25,003,705  zu  ß^jo,  auf  108,242,785  zu  7«/o,  auf  9,244,005 
zu  10"7o,  zusammen  auf  173,902,900  Yen.  Die  Zinsen  sind 
im  Mai  und  November  fällig.  Die  Tilgung  .hat  1882  bis  1906 
stattzufinden  und  zwar  endigt  die  der  lO«/oigen  Scheine  im 
Juni  1886.  Die  7o/oigen  wurden  bis  September  1891  und 
die  6 «/eigen  bis  April  1893  teils  bar  getilgt,  teils  konvertiert. 
Von  den  5  o/^,  igen  stand  am  Ende  des  Jahres  1902  noch  ein 
Betrag  von  24,128,890  Yen  aus. 

5.  Priesterablösungsscheine.  Die  Priester  des 
Shintoismus  erhielten  seit  langen  Jahren  die  Rente  aus  den 
Einkünften  der  den  Kirchen  verliehenen  Grundstücke,  Forsten  etc. 
Als  das  Kirchen wesen  im  Mai  1871  verändert  wurde,  legten 
fast  alle  damaligen  Priester  ihre  Stellung  nieder  und  verloren 
zugleich  ihre  Rente.  Dadurch  gerieten  sie  in  Not,  sodass 
die  Staatsleitung  sich  genötigt  sah,  ihnen  zur  Hilfe  zu 
kommen.  Dazu  wählte  man  wiederum  den  Weg,  durch  Aus- 
händigung der  Staatsschuldscheine  ihnen  Kapital  zu  schaffen. 
Am  13.  März  1877  erschien  ein  Gesetz,  auf  Grund  dessen 
die  Schuldscheine  im  Betrage  des  5  fachen  der  früheren  Rente 
ihnen  abgegeben  werden  sollten.  Die  Schuldscheine  lautett'n 
auf  den  Namen  und  wurden  in  Stücken  von  lOO,  50  und 
25  Yen  ausg(?geben  (die  Bruchzahl  unter  25  Yen  wurde  bar 
bezahlt,  was  die  Sunnnii  von  46,362  Yen  ausmachte).  Zins- 
fuss war  8'7()  und  Zinsen  waren  im  November  fällig.  Der 
Ausgabebetrag  der  Schuldscheine  b(dief  sich  auf  334,050  Yen. 
Tilgung  begann  im  A})ril  1881  und  endigte  im  »luni  1886. 

().  Anhiilie  zur  Unterdrückung  des  Aufstandes. 
Die  AnleÜK!  zur  Deckung  der  Kosten  fiii'  die  ünt(!idrückung 
des  Aufstandes,  w(dcher  im  Eebruar  1877  in  Südwest  aus- 

1)  Shintoismus  ist  eine  Reli^'ioii  in  .)ai)an,  deren  Wesen  in 
der  göttlichen  Verehrung  der  Ahnen  besteht. 
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bi'acli  iiiid  bis  Sep-tember  des  Jabies  dauerte,  ergab  sieb 
dureh  den  V^ertrao-,  der  ain  22.  Mai  1877  abgescblosseii  wurib' 
zwiscbeu  der  Staatsleitiuig  und  der  15.  Nationalbank,  die 
erst  damals  durch  den  Adel  errichtet  wurde.  Die  Suuiiik; 
betrug-  15,000,000  Yen,  der  Zinsfuss  wurde  auf  5'V()  f^'^^t- 
g-esetzt,  die  Zinsen  waren  im  Mai  und  November  fällig-,  die 
Tilg-ung-  sollte  1897  auf  einmal  erfolgen. 

Die  Anleihe  resp.  mit  einem  niedrigeren  Zinsfuss  als 
dem  damals  üblichen  wurde  unter  Gewährung-  von  Privilegien 
aufgenommen,  welche  hauptsächlich  darin  bestanden,  dass  die 
Notenausgabe  der  Bank  nicht  auf  8^/o  (14,260,880  Yen)  des 
Kapitals  (17,826,100  Yen)  beschränkt  war,  sondern  noch 
2,400,000  Y^eu  mehr  betrug,  und  dass  die  Bank  für  den  Be- 
trag von  15  Millionen  Yen  einen  Einlösungsfonds  nur  von 
50/0  desselben  zu  erhalten  brauchte.  Als  die  Natioualbank- 
ordnung  sich,  wie  erwähnt,  im  Jahre  1883  modifizierte,  wurden 
die  Privilegien  aufgehoben  und  durch  den  zu  gleicher  Zeit 
veränderten  Vertrag  erfolgte  die  Eückzahlung  von  5  Millionen 
Yen,  welcher  eine  Erhöhung  des  Zinsfusses  auf  7^/2  Prozent 
folgte.  Die  übrige  Summe  wurde  auf  Clruud  des  wiederholt 
veränderten  Vertrages  vom  November  1895  bis  Mai  1897 
teils  bar  getilgt,  teils  konvertiert. 

7.  Kigio-Anleihe.  Die  Anleihe  wurde  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  80.  April  und  der  Ordre  vom  1.  Mai  1878 
aufgenommen,  um  die  Mittel  für  die  Verlängerung  der  Eisen- 
bahnhnie  Kioto-Osaka  bis  Tsuruga,  für  deu  Hafenbau  von 
Niigata  und  Ischinomald,  für  die  Verbesserung  der  Berg- 
werke in  Inuai,  Aui,  Iwanai  und  Horonai  und  für  Unter- 
stützung gewerblicher  Uuternehmungen  zu  schaffen.  Dit; 
Scheine  wurden  in  Stücken  von  500,  100  und  50  Y'en  und  auf 
den  Inhaber  gestellt-  Der  Nominalbetrag  war  12,500,000  ^'en.  1) 
Der  Zinsfuss  war  6^/0,  die  Zinsen  waren  im  Juni  und 
zember  fäUig.  Da  die  Anleihe  die  erste  war,  welche  auf  dem 
Wege  der  allgemeinen  Subskription  aufgenommen  wurde,  hatte 

1)  Der  Emissionskurs  wurde  auf  80%  festgesetzt,  also  der 
wirküche  Erlös  betrug  10,000,000  Yen. 
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man  Hetleiikeii  wegen  des  Ergebnisses,  aber  die  Zeichnung 
er'reichte  die  do[)})elte  Höhe  des  Nominalbetrages.  Die  Til- 
gung begann  im  Oktober  18<S0  und  endigte  im  Oktobei'  1892, 
indem  das  Papier  zum  grossen  Teile  konvertiert  wurde. 

8.  Die  Nakasendo-Eisenbalmauleihe  und  Ergänzungs- 
anleihe für  Eisenbahnbaukosten.  Die  Nakasendo-Eisenbahn- 
an leihe  ist  zum  Zwecke  der  Erbauung  einer  Eisenbahn  durch 
die  nördliche  Staatsstrasse,  Nakasendo,^)  von  Tokio  nach 
Kioto  aufgenommen  worden.  Durch  das  Gesetz  vom  28.  De- 
zember 1883  wurde  der  Nominalbetrag  auf  20,000,000  Yen 
festgesetzt.  Die  Scheine  wurden  in  Stücken  von  1000,  500 
und  100  Yen  aufgelegt  und  lauteten  auf  den  Inhaber.  Die 
Oprozentigen  Zinsen  waren  im  Juni  und  Dezember  fällig.  Die 
Begebung  geschah  in  allgemeiner  Subskription  und  in  drei 
Serien.  Einmal  wurde  die  Summe  von  5,000,000  Yen  durch 
die  Ordre  vom  23.  Januar  1884  aufgelegt  und  dabei  stellte 
man  den  Minimalemissionskurs  auf  90%  fest.  Es  war  zum 
ersten  Mal,  dass  man  bei  der  Aufnahme  der  Anleihe  den 
Minimalemissionskurs  bestimmte,  indem  man  bei  eventueller 
Überzeichnung  den  höhereu  Geboten  einen  Vorzug  gab. 
Ferner  wurde  die  Summe  von  5,000,000  durch  die  Ordre 
vom  13.  Mai  des  Jahres  aufgelegt  und  der  Minimalemissions- 
kurs wiederum  auf  90<^/o  festgesetzt.  Da  eine  mehr  als  drei- 
fache t'berzeichnung  vorhanden  Avar,  hatte  man  weiter 
5,000,000  Yen  ausgegeben,  damit  man  die  Zeichner  befriedigte. 
Die  letzten  5  Millionen  wurden  durch  die  Ordre  vom  13.  Juni 
1885  aufgelegt  und  der  Minimalemissionskurs  war  95<^/q. 
Eine  Überzeichnung  war  nicht  berücksichtigt,  weil  sonst  die 
durch  das  Gesetz  festgesetzte;  Summe  überstiegen  wurde. 
Der  wirkliche  Ei  his  betrug  in  der  ersten  Serie  4,500,397,  in 
der  zweiten  9,006,184,  in  der  di'itten  4,784,069  Yen,  also 
der  Gesamterlös  beli(»J  sich  auf  18,290,650  \en.    Die  Tilgung 

Ij  Wegen  ausserordentlicher  Scliwi(irigkeiten  wurde  der  Bau 
durch  Nakasendo  unterbrochen  und  durcli  Tokaido,  südliche  Staats- 
strasse, unternommen. 


beg-anii  im  März  1889  und  endigte  im  August  1892,  indem 
das  Papier  zum  grossen  Teile  konvertie)!  wurde. 

Die  Anleihe  reichte  nicht  aus,  um  die  Unternehmung 
zu  vollenden,  als  man  auch  einige  Zweiglinien  (Totsuka-Yo- 
kosuka  und  Otsu-Nagahama)  mit  bauen  wollte.  Am  28.  Ja- 
nuar 1889  erschien  eine  kaiserliche  Verordnung,  wodurch  eine 
Anleihe  aufgenommen  werden  sollte.  Dieser  Schuldtitel  wird 
„Ergänzungsanleihe  für  Eisenbahnbaukosten"  genannt.  Die 
Scheine  wurden  in  Stücken  von  1000,  500,  100  und  50  Yen 
gestellt  und  lauteten  auf  den  Inhaber.  Die  5prozentigen 
Zinsen  waren  im  Juni  und  Dezember  fällig.  Der  Minimal- 
emissionskurs  wurde  auf  Pari  festgesetzt.  Der  Erlös  betrug 
2,007,074  Yen  dem  Nominalbetrag  von  2,000,000  Yen  gegen- 
übei'.    Die  Tilgung  fand  im  April  1894  statt. 

9.  Marineanleihe.  Die  Anleihe  wurde  durch  die 
kaiserliche  Veordnung  vom  12.  Juni  1886  im  Nominalbetrag 
von  17,000,000  Yen  binnen  3  Jahren  aufzunehmen,  ange- 
ordnet, um  ausserordentliche  Mittel  zum  Zwecke  der  Marine 
aufzubringen.  Die  Scheine  wurden  in  Stücken  von  1000, 
500  und  100  und  auf  den  Inhaber  gestellt.  Die  5prozentigen 
Zinsen  sind  im  Mai  und  November  fällig.  Die  Auflage  er- 
folgte zum  Pari-Minimalemissionskurs  in  vier  Serien  vom 
Juli  1886,  März  1887,  März  1888  und  April  1889.  Der 
wirkliche  Erlös  betrug  in  der  ersten  Serie  5,187,832,  dem 
Nominalbetrag  von  5,000,000  Yen,  in  der  zweiten  6,048,715 
dem  von  6,000,000  Yen,  in  der  dritten  2,004,210  dem  von 
2,000,000  Yen,  in  der  vierten  4,003,396  dem  von  4,000,000  Yen 
gegenüber,  also  der  Gesamterlös  belief  sich  auf  17,244,153  Yen. 
Die  Tilgung,  welche  fünf  Jahre  nach  der  Ausgabe  beginnen 
und  in  weiteren  30  Jahren  endigen  sollte  (also  1891  — 1923), 
begann  im  April  1891.  Der  noch  ausstehende  Betrag  be- 
zifferte sich  am  Ende  des  Jahres  1902  auf  8,796,600  Yen. 

10.  Seiri- Anleihe.  Die  Anleihe  erfolgte  auf  Grund 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  16.  Oktober  1886  zur  Kon- 
vertierung und  Konsoldierung  der  bisherigen  mit  6^Iq  und 
darüber  verzinslichen  Schulden.    Der  Ausgabebetrag,  welcher 
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nach  Bedarf  allmählich  aufgenommen  werden  sollte,  wurde 
auf  J  75,000,000  Yen  bestimmt.  ')  Die  Schuldscheine  wurden 
in  Stücken  von  5000,  1000,  500,  100  und  50  Yen  und  auf 
den  Inhaber  gestellt.  Die  öprozentigen  Zinsen  sind  im  Juli 
und  Dezember  fällig.  Die  Begebung  der  Anleihe  erfolgte  teils 
durch  allgemeine  Subskription,  teils  durch  Verkauf  der  Scheine 
an  die  Nihonginko,  teils  durch  Ausfertigung  der  Scheine 
gegen  die  anderen  höher  verzinslichen  Schuldscheine. 

Die  allgemeine  Subskription  erfolgte  in  fünf  Serien. 
Bei  der  ersten  Serie  durch  die  Ordre  vom  23.  Oktober  1886 
wurde  der  Nominalbetrag  auf  10,000,000  Yen,  wozu  später 
noch  179,650  Yen  hinzugefügt  wurden  und  der  Minimal- 
emissionskurs  auf  98^/,),  bei  der  zweiten  durch  die  Ordre 
vom  23.  Februar  1889  wurde  der  Betrag  auf  5,000,000  Y^en, 
bei  der  dritten  durch  die  Ordre  vom  12.  August  1891  wurde 
der  Betrag  auf  5,000,000  Yen,  wozu  später  noch  24,350  Yen 
hinzukamen,  bei  der  vierten  durch  die  Ordre  vom  5.  April 
1892  wurde  der  Betrag  auf  6,000,000  Yen,  bei  der  fünften 
durch  die  Ordre  vom  2.  Juli  und  vom  4.  August  desselben 
Jahres  wurde  der  Betrag  auf  4,000,000  Yen  und  der  Mini- 
malemissionskurs  bei  den  letzten  vier  Serien  auf  "Pari  fest- 
gestellt. Der  Barerlös  betrug  in  den  fünf  Serien  10,048,844  Y^en, 
5,015,029  Y^en,  4,943,376  Yen,  6,004,165  Yen,  4,003,787  Yen, 
also  zusammen  29,971,201  Yen  dem  Nominalbetrag  von 
30,204,000  Yen  gegenüber.  Ausserdem  betrugen  die  statt 
l^argeldes  eingezahlten,  mit  6^/^  und  darüber  verzinslichen 
Schuldscheine  in  der  ersten  Serie  179,650  Yen,  in  der  dritten 
82,800  Yen,  zusammen  262,450  Yen.  Es  war  zum  ersten 
J\Ial,  dass  bei  der  zweiten  und  fünften  Serie  nach  dem  Ar- 
tikel ()  der  Verordnung  kleineren  Beträgen  ein  Vorzug  ein- 
geräumt wurde. 

Der  Verkauf  der  Scheine^  an  den  Nihonginko  erfolgte 
vom  September  1888  bis  Mni  1897  auf  8  Mal.    Dem  Nomi- 

1;  Die  mit  mid  diinihor  vcrzinsliclKMi  Sclmldcii  Itctriiuoi 
(l;ii)i;ils  {y.\.  \7')'2  ]\1  illioiicii  \v]\. 
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nalbetrag*  19,089,150  Yen  geg-enüber  betrug'  der  Erlös 
19,145,520  Yen. 

Der  gegen  andere,  höher  verzinsliche  Schuldscheine  aus- 
gefertigte Betrag  belief  sich  von  1887  bis  1892  auf 
125,706,850  Yen,  was  an  anderer  Stelle  erwähnt  w^erden  wird. 

Die  Tilgung,  welche  fünf  Jahre  nach  der  Ausgabe  in 
Angriff  genommen  werden  und  in  weiteren  fünfzig  Jahren 
beendet  sein  soll,  begann  wegen  der  finanziellen  und  volks- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  erst  im  März  1896.  Der  aus- 
stehende Betrag  bezifferte  sich  am  Ende  des  Jahres  1902 
auf  167,33(),450  Yen. 

11.  Anleihe  zur  Amortisation  des  Papiergeldes. 
Die  Anleihe  wurde  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1890 
im  Betrage  von  22,000,000  Yen,  wie  bei  Darstellung  des 
Papiergeldes  angedeutet,  am  80.  Oktober  desselben  Jahres 
unverzinslich  von  der  Nihonginko  aufgenommen.  Die  Tilgung 
sollte  nach  Belieben  der  Staatsleitung  bis  1912  stattfinden, 
was  noch  niemals  der  Fall  gewesen  war. 

12.  Eisenba'hnanleihe.  Zum  Zwecke  der  Vervoll- 
ständigung des  Eisenbahnnetzes  erschien  am  20.  Juni  1892 
ein  Gesetz,  „Eisenbahnbaugesetz"  genannt,  welches  die 
Eichtungen  und  die  Perioden  der  Erbauung,  die  Anleihe  von 
Kapital,  den  Zinsfuss  derselben  (5%),  die  Verstaatlichung  von 
Privatbahneu  nach  Bedarf  etc.  verfügte.  Das  Gesetz  ordnete  zu- 
gleich an,  dass  die  Anleihe  zur  Aufbringung  von  Mitteln  für  den 
Bau  der  ersten  Periode  im  Betrage  von  höchstens  60,000,00  Y>-n^) 
allmählich  aufzunehmen  sei.  Die  Realisierung  der  Anleihe 
erfolgte  zuerst  der  Ordre  vom  1.  April  1893  zufolge  auf  dem 
Wege  der  öffentlichen  Zeichnung  zum  Pari-Minimalemissions- 
kurs.  Es  fand  eine  fast  8  fache  Überzeichnung  statt.  Gegen- 
über dem  Nominalbetrage  von  1,000,000  Y^en  betrug  der  Erlös 
1,056,539  Yen.  Zum  zweiten  Mal  fand  die  öffentliche  Zeich- 
nung nach  der  Ordre  vom  14.  Februar  1894  statt.  Der 


1)  Der  Nominalbetrag-  erhöht  sich  durch  Gesetz  vom  2.  April 
1901  auf  95,000,000  Yen. 
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Minimalemissionskurs  wurde  wiederum  auf  Pari  festgesetzt 
und  die  ÜberzeichnuDg  war  fast  5  fach.  Der  KrVon  betrug- 
1,080,110  Yen,  während  der  Nominalbetrag-  1,000,000  Yen 
war.  Danach  erfolgte  die  Anleihe  durch  den  Yerkauf  an  die 
Nihonginko,  wodurch  man  vom  März  1895  bis  September  1902 
gegen  den  Nominalbetrag  von  42,981,750  Yen  einen  Erlös 
von  o9,505,166  Yen  bekam.  Die  weitere  Aufnahme  der  An- 
leihe erfolgte  auf  dem  ausländischen  Markt,  (1 7,577,750 Yen) 
was  später  erwähnt  wird. 

Die  Scheine  wurden  in  Stücken  von  5000,  1000,  500, 
100  und  50  Yen  und  auf  den  Inhaber  aufgelegt.  Die  Zinsen 
sind  im  März  und  September  fällig.  Die  Tilgung,  welche 
5  Jahre  nach  der  Ausgabe  beginnen  und  in  weiteren  fünfzig 
Jahren  beendet  sein  soll,  begann  erst  im  März  1900.  Der 
ausstehende  Betrag  bezifferte  sich  am  Ende  1902  auf 
81,653,200  Yen. 

18.  Kriegsanleihe.  Die  Anleihe  ist  zur  Beschaffung 
der  Kosten  für  den  Krieg  mit  China  im  Jahre  1894 — 95  auf- 
genommen. Nachdem  der  Krieg  am  1.  August  1894  erklärt 
war,  erschien  am  13.  d.  M.  eine  kaiserliche  Verordnung, 
welche  anordnete,  dass  zur  Deckung  der  Kriegskosten  ausser- 
ordentliche finanzielle  Verfügungen  getroffen  werden  dürften.^) 
Bald  darauf,  am  15.  d.  M.,  wurde  die  Kriegsanleiheordnung 
erlassen,  welche  die  Aufnahme  einer  Anleihe  bis  zum  Höchst- 
betrage von  50,000,000  Yen  gestattete.  Als  der  Landtag  im 
Oktober  zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung  zusammentrat, 
wurde  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  eine  Anleihe  bis  zum 
Betrage  von  100,000,000  Yen  vorsah.  Der  Entwurf  wurde 
einstimmig  in  bfuden  Häusern  (Herren-  und  Abgeordnetenhaus) 
angenommen  und  als  (Jesetz  am  23.  d.  M.  veröffentlicht. 
Bei  der  Sitzung  des  nächsten  Jahres  wurde  eine  im  Abge- 
ordnetciiluius  vorgeschlagene  Tv(^solution  angenommen,  welcln^ 
dei-  aJlgeiiieiiieii  Ziisl iiiimuiig  zu  dem,  wenn  auch  event.  li()heren 
Ansatz  (h'r  Kriegskost(Mi  Ausdruck  verlieh.    Die  Hegierung 


1)  Vji'l.  den  Arlikel  70  der  j'iipanisclieii  Vei-r;issii]i^snrkimde. 
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legte  wiederum  die  Anleilievorlage  im  Betrage  von  höchstens 
100,000,000  Yen  vor.  Dieselbe  erschien  am  2.  März  1895 
als  Gesetz.  Danach  wurde  durch  kaiserliche  Verordnung 
No.  137  vom  Oktober  d.  J.  angeordnet,  dass  für  Verdienste 
im  Kriege  eine  einmalige  Belohnung  in  Kriegsanleihescheinen 
gegeben  werden  könne. 

Die  Eealisierung  der  Anleihe  erfolgte  teils  durch  all- 
gemeine Subskription,  teils  durch  Verkauf  an  die  Nihonginko. 
Die  Begebung  auf  dem  Wege  der  ersteren  fand  zuerst  durch 
die  Ordre  vom  17.  August  1894  statt.  Der  Nominalbetrag 
wurde  auf  30,000,000  Yen  und  der  Minimalemissionskurs  auf 
Pari  gestellt.  Die  Überzeichnung  war  mehr  als  zweifach  und 
das  höchste  Gebot  stand  über  142  "/o-  Zum  zweiten  Mal 
durch  die  Ordre  vom  22.  November  1894  wurde  der  Nominal- 
betrag auf  50,000,000  Y^en  und  der  Minimalemissionskurs  auf 
950/0  festgesetzt.  Die  Überzeichnung  betrug  fast  das  doppelte 
und  das  höchste  Gebot  stand  über  120 ^/o.  Solche  Erscheinung 
war  mit  Recht  dem  Patriotismus  der  Bevölkerung  zu  ver- 
danken, indem  auch  kleine  Kapitalisten  an  der  Zeichnung 
teilnahmen,  während  man  vorher  wohl  eine  unzureichende 
Zeichnung  befürchtet  hatte;  denn  es  geschah  zum  ersten 
Mal,  dass  man  sich  zur  Beschaffung  einer  so  grossen  Summe 
wie  30  oder  50  Millionen  Y^en  direkt  an  die  Bevölkerung 
wendete,  ja  sogar  die  öprozentigen  Staatsobligationen  standen 
damals  auf  dem  Markte  unter  Pari.  Aber  es  trat  der  Um- 
stand ein,  dass  man  den  vorherbestimmten  Emissionsbetrag 
vermindern  musste,  weil  die  Zeichnung  wegen  der  Verzögerung 
der  Einzahlung  zum  Teil  wertlos  wurde,  nachdem  man  resp. 
in  der  zweiten  Serie  kleineren  Beträgen  einen  Vorzug  ein- 
geräumt hatte,  um  die  kleinen  Kapitalisten  zu  befriedigen. 
Die  Ausfertigung  der  Scheine  beschränkte  sich  nämlich  auf 
29,997,800  Yen  in  der  ersten  Serie  und  auf  49,998,700  Yen 
in  der  zweiten.  Der  Erlös  betrug  doch  30,063,372  Yen  und 
47,638,852  Y^en.  Durch  die  Ordre  vom  4.  März  1896  stellte 
sich  der  Nominalbetrag  zum  letzten  Mal  auf  10,000,000  Yen 
und  der  MinimahMiiissionskurs  auf  Pari.     Das  Ergebnis  war 
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sehr  ungÜDstig-,  die  Zeichnung  von  Seiten  des  Puhlikuins  war 
unzureichend  und  wurde  zum  grossen  ^J'eil  von  der  Nihonginko 
übernommen,  um  den  vorherbestimmten  Betrag  zu  ersetzen. 
Dies  kam  daher,  dass  die  nach  dem  Siege  plötzlich  expan- 
dierten Privatunternehmungen  das  Kapital  für  sich  in  An- 
spruch genommen  hatten.    Der  Erlös  betrug  10,001,258  Yen. 

Der  Verkauf  an  die  Nihonginko  erfolgte  vom  Ok- 
tober 1895  bis  Oktober  1900,  wodurch  man  dem  Nominalbe- 
trag 34,924,250  Yen  gegenüber  einen  Erlös  von  84,784,205  Yen 
erhielt.  Die  Gesamtausgabe  betrug  also  124,920,750  Yen, 
der  Erlös  122,433,156  Yen. 

Die  Scheine  sind  in  Stücken  von  5000,  1000,  500,  100 
und  50  Yen  und  auf  den  Inhaber  gestellt.  Die  5prozentigen 
Zinsen  sind  im  Juui  und  Dezember  fällig.  Die  Tilgung, 
welche  fünf  Jahre  nach  der  Emission  beginnen  und  in 
weiteren  fünfzig  Jahren  beendet  sein  soll,  begann  im  Juli  1899 
und  der  am  Ende  1902  ausstehende  Betrag  bezifferte  sich 
auf  115,808,050  Yen. 

14.  Anleihe  für  die  Staatsunternehmungen. 
Die  Anleihe  ist  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  29.  März  1896 
zum  Zwecke  der  Beschaffung  von  Mitteln  zur  Verbesserung 
der  bestehenden  Staatseisenbahnen,  zur  Erbauung  der  Hok- 
kaido-Eisenbahn,  zur  Anbahnung  des  Stahlwerkes,  zur  Er- 
weiterung der  Fernsprechung,  zur  Einführung  des  Tabaks- 
monopols und  zur  Vervollständigung  der  Landesverteidigung 
im  Betrage  bis  höchstens  135,000,000  Yen  allmählich  auf- 
zunehmen. Danach  wurde  durch  Gesetz  vom  2.  April  1901 
der  aufzunehmende  Betrag  auf  150,000,000  Yen  erhöht.  Die 
Realisierung  der  Anleihe  erfolgte  durch  Verkauf  der  Scheine 
an  die  Nihonginko  vom  März  1897  bis  September  1902  im 
Betrage  von  66,925,200  Yen,  wodurch  man  einen  Erlös  von 
62,382,130  Yen  erzi(^lte.  Die  Schuldscheine  wurden  in 
Stücken  von  5000,  1000,  500,  100  und  50  ^'en  und  auf 
d(;n  Inhaber  gestellt.  Der  Zinsfuss  ist  5«/o,  die  Zinsen 
sind  im  März  und  September  zu  zahlen.  Die  Tilgung, 
welch(^   fünf   Jahre    nach    der  Emission    b(^giniien   und  in 
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weitereil  fünfzig  Jahren  beendet  sein  soll,  begann  im  Sep- 
tember 1901.  Der  ausstehende  Betrag  bezifferte  sich  am 
Ende  1902  auf  55,312,050  Yen.i) 

15.  Hokkaido-Eisenbahnanleihe.  Wir  haben 
gesehen,  dass  ein  Teil  von  der  Anleihe  für  die  Staatsunter- 
nehmuugen  auf  die  Erbauung  der  Hokkaido-Eisenbahn  entfällt. 
Aber  die  in  Betracht  kommende  Bahn  beschränkt  sich  auf  die 
Strecke  von  Soracibuto  bis  Asahigawa,  wozu  nur  der  Betrag 
von  über  1  Million  Yen  gerechnet  wurde.  Unter  der  Be- 
gründung, dass  der  Eisenbahnbau  unbedingt  nötig  sei,  um 
die  Anbauung  dieser  Kolonie  (Hokkaido)  zu  beschleunigen 
und  Vorrichtungen  zur  Landesverteidigung  dort  zu  treffen, 
wurde  „der  Entwurf  betreffend  den  Bau  der  Eisenbahnen  in 
Hokkaido"  in  der  9.  Sitzung  des  Landtages  von  Mitgliedern 
des  Herren-Hauses  eingebracht.  Der  mehr  oder  weniger 
amendierte  Entwurf  erschien  am  18.  Mai  1896  als  Gesetz, 
welches  unter  anderen  anordnete,  die  Mittel  zum  Eisenbahn- 
bau  im  Höchstbetrage  von  83,000,000  Yen  auf  dem  Wege 
einer  Anleihe  zu  beschaffen,  die  von  1897/98  an  allmählich 
aufgenommen  werden  solle. 

Die  Realisierung  der  Anleihe  erfolgte  durch  Verkauf 
der  vScheine  an  die  Nihonginko  vom  März  1898  bis  Sep- 
tember 1902  im  Betrage  von  2,912,000  Y^en,  wofür  man  einen 
Erlös  von  2,757,762  Y^en  erhielt.  Die  auf  den  Inhaber 
lautenden  Scheine  in  Stücken  von  5000,  1000,  500,  100  und 
50  Y^en  sind  mit  5^/o  verzinslich.  Die  Zinsen  sind  im  März 
und  September  fällig.  Die  Tilgung  soll  fünf  Jahre  nach  der 
Emission  beginnen  und  in  fünfzig  Jahren  beendet  sein. 

Die  weitere  Aufnahme  der  Anleihe  erfolgte  auf  dem 
ausländischen  Markte  (2,000,000  Yen),  wovon  an  anderer 
Stelle  die  Eede  sein  wird. 

16.  Rentenregulierungsscheine.  Wie  wir  schon 
gezeigt  haben,  wurden  die  Staatsschuldscheine  infolge  der 


1)  Die  weitere  Aufnahme   der  Anleihe  fand  anf  dem  au-s- 
ländischen  Markte  statt  (78;052.2ö0  Yen),  was  später  erwälmt  wird. 
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Rentenablösung  ausgegeben.  Aber  es  gab  Leute,  die  zwar 
eine  Kapitalabfindung  bekommen  sollten,  aber  unter  irgend 
welchen  Umständen  überhaupt  nicht,  oder  nicht  richtig  be- 
kamen. Um  dieseoi  Übelstande  abzuhelfen,  erschienen  dio 
Gesetze  vom  29.  Oktober  1897  und  vom  22.  März  1899, 
auf  Grund  deren  die  alte  Kentenberechtiguug  unter  Enquete 
gebracht  und  eventuell  die  Staatsschuldscheine  gegen  die 
Rentenberechtigung  ausgefertigt  werden  sollten.  Nach  dem 
letzteren  Gesetze  ist  der  Betrag  der  dazu  auszufertigenden 
Schuldscheine  auf  höchstens  10,000,000  Yen  festgesetzt. 
Aber  die  Auflage  der  Scheine  ist  nicht  angängig,  weil  die 
Enquete  noch  nicht  fertig  ist. 

17.  Unternehmungsanleihe  in  Formosa.  Die 
Anleihe  für  Eisenbahn-,  Hafen-,  Behördengebäude-,  Gefängnis- 
bau und  Katastrierung  in  Formosa  ist  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  20.  März  1899  im  Betrage  bis  zu  35,000,000  Yen 
aufzunehmen.  Der  Zinsfuss  ist  höchstens  5^/o,  die  Zinsen 
sind  im  Juni  und  Dezember  fällig.  Die  Tilgung  soll  zehn 
Jahre  nach  der  Emission  beginnen  und  in  weiteren  fünfund- 
vierzig Jahren  beendet  sein.  Die  Scheine  wurden  in  Stücken 
von  5000,  1000,  500,  100  und  50  Yen  und  auf  den  Inhaber 
gestellt.  Die  Aufnahme  der  Anleihe  erfolgte  vom  Juni  1900 
bis  Dezember  1902  durch  Verkauf  an  die  Formosa-Bank  itii 
Betrag  von  11,246,150  Yen,  wodurch  man  eine  Einnahme 
von  9,837,913  Yen  erhielt. 


§  7.  Auswärtige  Anleihe. 
1.  9pi'ozentige  Anleihe.  Im  April  1870  wurde 
eine  Anleihe  von  1,000,000  =  4,880,()()()  Yen  durch  Ver- 
mittlung der  Oriental-Bank  unter  Verpfändung  der  Zollein- 
nahmciii  in  London  aul'gen()nnn(^n,  um  die  G(^ldmittel  für  den 
Bau  der  ersten  l^]is(^iil);iliii(ui  zu  beschaffen,      Dies  war  die 

l)Die  Eisenbahnltimkosicii  der  ^rokio-Yokoliaiiia-,  Osiika-Kobc- 
iMid  K()l)('-(  ),saka-Liiiic  Ik  (  rii^^cii  über  8,8  Millionen,  wovon  der  Be- 
1  i'a;L;' \  nn  über  1,8  IM illioiieii  ^'(•n  (birch  die  Anh'ihe  anl'ocbracbi  \vur<b'. 


erste  Staatsschuld  in  moderner  Form.  Die  Scheine  \vur(hMi 
in  Stückeji  von  1000,  500  und  100  =^"  und  auf  den  Inhaber 
gestellt.  Der  Zinsfuss  war  O^^o,  die  Zinsen  waren  im  Fe- 
bruar und  August  fällig'.  Der  Emissionskurs  wurde  auf 
98"/o  festgesetzt,  man  erhielt  also  den  Erlös  von  4,782,400  Yen. 
Die  Tilgung  erfolgte  in  regelmässigen  Raten  vom  August  1878 
bis  zum  August  1882. 

2.  7 proz entige  Anleihe.  Die  Anleihe  wurde  im 
elanuar  1873  zur  Beschaffung  der  Barmittel  für  die  frei- 
willige Rentenablösung,  die  wir  schon  erwähnten,  in  London 
durch  ein  aus  der  Oriental-Bank  und  einigen  anderen  Banken 
bestehendes  Konsortium  unter  der  Voraussetzung  aufge- 
nommen, dass  man  für  die  zur  Rentenablösung  nicht  ver- 
wendeten Gelder  jedes  Jahr  4,000,000  Koku  Reis  aufkaufe 
und  als  Sicherung  der  Anleihe  in  Aufbewahrung  behalte. 
Der  Nominalbetrag  wurde  auf  2,400,000  £  =  11,712,000  Yen 
und  der  Emissionskurs  auf  92,5  ^/^  festgesetzt.  Die  Über- 
zeichnung war  über  vierfach.  Der  Erlös  war  10,833,600  Yen. 
Die  Scheine  wurden  in  Stücken  von  1000,  500  und  100  £ 
und  auf  den  Inhaber  gestellt.  Der  Zinsfuss  war  7^Iq,  die 
Zinsen  waren  im  Januar  und  Juli  fällig.  Die  Tilgung  be- 
gann im  Juli  1875  und  endigte  im  Juli  1897. 

3.  4  Prozent  ige  Anleihe.  Von  den  oben  genannten 
Anleihen  für  Eisenbahnbau  (unter  12),  Staatsunternehmungen 
(unter  14)  und  Hokkaido-Eisenbahnbau  (unter  15)  w^urde  ein 
Teü  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  19.  April  1899  in  London 
aufgenommen,  da  infolge  der  Konjunktur  der  inländische 
Geldmarkt  nicht  in  der  Lage  war,  die  Anleihe  aufzunehmen. 
Der  Nominalbetrag  wurde  auf  10,000,000  £  ^  =  97,630,000  Yen 
und  der  Elmission skurs  auf  90^ jo  festgesetzt.  Die  Scheine 
wurden  in  Stücken  von  500,  100  und  50  £  und  auf  den  In- 
haber gestellt.  Die  4prozentigen  Zinsen  sind  im  Juni  und 
Dezember  fällig.  Die  Tilgung  soll  im  Januar  1909  beginnen 
und  1953  beendet  sein.  Die  Realisierung  der  Anleihe  erfolgte 
durch  ein  Konsortium,  das  aus  der  Hongkong-Shanghai-, 
Yokohama-Specie-  und  einigen  anderen  Banken  bestand.  Bei 
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dvv  Hog-ebuiig  clor  Aiilcuho  vviii'(l(;  im  (^(i^^-onsatz  zu  (1(mi  Ijcidon 
friih(yren  wodcr  Sicherung-  noch  irgend  etwas  derglei(^hen 
verabredet. 

Von  dem  Betrage  von  97,630,000  Yen  (intfaile.n 
17,577,750  Yen  auf  den  Eisenbahubau,  78,052,250  Yen  auf 
die  Staatsunternehmungen  und  2,000,000  Yen  auf  den  Hok- 
kaido-Eisenbahnbau. 


§  8.  Konversion  und  Konsolidation. 
Wir  haben  gesehen,  dass  die  Seiri-Anleihe  zur  Konver- 
tierung und  Konsolidierung  der  mit  6^/o  und  darüber  ver- 
zinslichen Schulden  begeben  wurde.  Von  dem  Ausgabebetrag 
der  Seiri-Anleihe  (175,000,000  Yen)  v^urde  die  Summe  von 
49,293,150  Yen  (P]rlös  49,116,721  Yen)  als  Bargeld  zur  Tilgung 
der  6  und  mehr  prozentigen  Schulden  zur  Verfügung  gestellt. 
Die  übrige  Summe  von  125,706,850  Yen  wurde  zum  Ein- 
tausch der  6  und  mehr  prozentigen  Obligationen  gebraucht. 
Der  Umtausch  erfolgte  in  folgender  Weise: 

1.  Bei  Amortisation  der  Schulden  wurde  der  Seiri- 
Anleiheschein  statt  baren  Geldes  abgegeben.  Wenn  aber 
der  Betrag  des  zu  amortisierenden  Scheinstücks  geringer  als 
der  des  Seiri-Anleihescheinstücks  war,  z.  B.  falls  vier  Schein- 
stücke von  Kinrokuscheinen  im  Betrage  von  10  Yen  bei 
Amortisation  ausgelost  waren,  so  wurde,  da  es  keine  Seiri- 
Anleihesclieine  im  Betrage  von  Aveniger  als  50  Yen  gibt, 

2.  als  Ergänzung  den  ausgelosten  Scheinen  ein  nicht 
ausgelostes  Scheinstück  im  Betrage  von  10  Yen  hinzugefügt 
und  der  Umtausch  gegen  Seiri-Auleiheschein  ausgeführt. 

3.  Bei  der  öffentlichen  Zeichnung  der  Seiri-Anleihe 
zaiilten  die  Zeichner  statt  der  Barmittel  mit  den  6  und 
mehr  proz(intigen  Schuldverschreibungen  ein. 

4.  Auf  Wunsch  der  Inhaber  (^rfolgte  jeder  Zeit  der 
llmtaus(5h  der  ()  und  mcihr  prozentigen  Papiere  gegen  Seiri- 
Anl(;ihescheine. 
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Die  Konvcrtieriing'  und  Koiisolitlicniiio-  bogaiiii  im  No- 
vember lS8(i  und  endigte  im  Mai  181)7.  Die  konsolidierten 
Obligationen  und  reduzierten  Zinsen  sind  aus  folgender  Zu- 
sammenstellung- ersichtlich : 


Konsolidierte 
Obligationen 

Betrag  der- 
selben (Yen) 

Jährliche 
Ziiuoeii  uei- 
selben  (Yen) 

Reduzierte 
Zinsen  (Yen) 

Differenz 
ueitiei  zjiii- 
sen  (Yen) 

U    IQ    JA-lUollctLo  II 

^rllPTTI 

5  689 1 50 

341 349 

284  458 

56891 

6  ^/o  Kinrokuschein 

22  082465 

1  324948 

1  104123 

220  825 

7'Vo  Kinrokuschein 

98  458  750 

6  892113 

4  922938 

1 969175 

6  o/o  Kigio-Anleihe 

10  690350 

641421 

534518 

106  903 

Nakasliendo- 

Eisenbahnanleihe 

19  690400 

1  378328 

984520 

393808 

6     Neue  Kinshat- 

suscheine 

7  909  900 

474594 

395495 

79  099 

7,50/0  i\.nleihe  zur 

Unterdrückung- 

des  Aufstandes 

8  496  633 

637  247 

424  832 

212415 

zusammen :  173  017648 

11 690000 

8  650884 

3  039116 

Nach  der  Zusammenstellung  wurde  die  Seiri-Anleihe  um 
1,982,352  Yen  mehr  ausgegeben  als  wie  der  konsolidierte 
Betrag.  Die  Zinsen  der  Mehrausgabe  betragen  99,117  Yen. 
Werden  diese  Zinsen  von  der  „Differenz  beider  Zinsen"  ab- 
gezogen, so  findet  man  eine  Summe  von  2,939,999  Y^en, 
welche  durch  die  Konvertierung  jährlich  erspart  wurde. 


S  9.  Amortisation. 
Was  die  Tilgung  der  Schulden  anbetrifft,  so  hat  die 
Regierung  w^enig  freie  Hand,  weil  einzelne  Anleihegesetze 
regelmässig  einen  Termin  bestimmen,  bis  zu  dem  die  Amor- 
tisation erfolgen  soll,  wenn  auch  die  Feststellung  des  jähr- 
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liehen  Tilg-ung-sbetrag-cs  der  Regierung  überlassen  wird.  Mit 
Ausnahme  von  1877,  wo  der  Aufstand  in  Südwest  ausbrach 
und  nur  die  mit  einer  fest  bestimmten  Amortisationsfrist  ver- 
bundenen Schulden  zurückgezahlt  wurden,  ^)  hat  man  immer 
möglichst  nach  Rückzahhmg  gestrebt.  Nach  dem  Tilgungs- 
plan, der  im  August  1878  aufgestellt  wurde,  wie  angedeutet, 
soll  der  damals  ausstehende  Betrag  von  über  254  Milliouen 
Yen,  die  Verzinsung  desselben  im  Betrag  von  über  251  Mil- 
lionen Yen  bis  Beendigung  der  Rückzahlung  sowie  Papier- 
geld von  120,9  Millionen  Yen,  also  die  Gesamtsumme  von 
626  Millionen  Yen,  bis  1906  vollständig  getilgt  werden,  in- 
dem man  die  hierzu  erforderlichen  Mittel,  jährlich  an  20  Mil- 
lionen Yen,  aus  den  ordentlichen  Einnahmen  beschafft  und 
ausserdem  noch  aus  Reservefonds  und  etwaigen  Überschüssen 
der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  entnimmt.  Es  ist  bereits 
erwähnt,  dass  man  den  Plan  der  Amortisation  des  Papier- 
geldes mit  Recht  nicht  verfolgte.  Im  übrigen  hielt  man 
doch  den  Grundgedanken  des  Plans  längere  Zeit  fest.  Der 
Tilgungsplan  wurde  danach  wegen  der  Convertierung,  der 
Aufnahme  von  Kriegs-,  Unternehmungsauleihe  u.  s.  w.  öfter 
verändert.  Nach  dem  neuesten  Plan,  welcher  am  Ende  des 
Jahres  1899  aufgestellt  wurde,  soll  der  damals  ausstehende 
und  der  künftig  aufzunehmende  Betrag  mit  Verzinsung  und 
sonstigen  Kosten  die  Summe  von  über  1427  Millionen  Yen 
ausmachen,  die  bis  1945  vollständig  getilgt  werden  soll.  Die 
hierzu  erforderlichen  Mittel  sollen  deshalb  jährlich  im  Betrag 
von  81  Millionen  Yen  im  Durchschnitt  aus  ordentlichen  Ein- 
nahmen bestritten  werden. 

Was  den  Tilgungsmodus  anbetrifft,  den  man  bisher  an- 
gew^ondet  hat,  so  kann  man  drei  Arten  desselben  untcu- 
s(:h(M'(len.  1.  die  Auslosung  findet  bei  der  Tilgung  allei' 
S('liulden,  ausschliesslich  der  „alten  Anhvihc",  und  der  9  und 
7prozentigen  auswärtigen  Anleihen,  Anwendung.    Diese  Til- 

1)  Bei  „alte  Anleihe"  219455  Yen,  bei  Dpro/enti^e  auswärtige 
Anleihe  521715  Yen  und  bei  Tprozentiit^e  auswärti;>'e  Anleilie 
306  7H8  Yen  zurück^^-ezahlt. 
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g-iiiig-sart  wurde  erst  durch  das  Gesetz  vom  25.  März  187)^ 
g-ereg-elt.  Die  Auslosung-  erfolgte  in  Tokio  oder  Osaka  im 
Beisein  der  betreffenden  Staatsbeamten  und  von  zolin  oder 
mehreren  Papierinhabern.  Diese  Bestimmung  wurde  später 
aufgehoben,  um  einer  neuen  Bestimmung  Platz  zu  machen, 
welche  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  16.  Oktober  1886 
angeordnet  ist.  Nach  dieser  Verordnung  erfolgt  die  Aus- 
losung unter  Beisitz  der  Beamten  des  Finanzministeriums, 
der  Oberrechnungskammer  und  der  Nihonginko.  Die  Inhaber 
der  Obligationen  im  Betrage  von  oOOOOO  oder  mehreren  Yen 
können  anwesend  sein.  Die  Nummern  der  ausgelosten  Schuld- 
verschreibungen werden  durch  die  Nihonginko  kundgegeben. 
2.  Die  Tilgungsart  in  gleichmässigen  Jahresraten  wurde  und 
Avird  bei  der  „alten  Anleihe",  sowie  der  9  und  7prozentigen 
auswärtigen  Anleihe  angewendet.  3.  Die  Amortisation  durch 
den  Aufkauf  erfolgt  auf  Grund  des  Gesetzes  Nr.  5  vom  Fe- 
bruar 1896.  Der  Aufkaufspreis  darf  den  Nennwert  der  Ob- 
ligationen nicht  übersteigen.  Die  Arten,  die  Nummer  und 
der  Betrag  der  aufgekauften  Schuldverschreibungen  werden 
bekannt  gemacht. 

Die  amortisierte  Summe  belief  sich  von  1872  an  bis 
Ende  1903  auf  317  111824  Yen  dem  x\nleihebetrage  von 
857  505350  Yen  gegenüber. 


§  10.    Entwicklung  und  Gegenwart  der  Staatsschuld. 

Die  einzelnen  Teile  der  Staatsschuld  (excl.  von  Papier- 
geld und  kurzfristigen  Anleihen)  haben  einen  verschiedenen 
Charakter.  Die  Staatsschuld  ist  teils  zur  Regulierung  der 
Schulden  von  dem  alten  Territorialherrschaften  und  zur 
Rentenablösung  (A),  teils  für  produktive  Unternehmungen  (B), 
teils  zur  Landesverteidigung  und  Kriegsführuug  (C),  teils  zur 
Konvertierung  und  Einlösung  von  Papiergeld  (D)  aufge- 
nommen. Der  Deutlichkeit  halber  wird  nachfolgend  eine 
Übersicht  gegeben: 
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7*'/„io*(;  aiiswärligc.  x4iiloili(! 

Neue  x\iileihe  

Alte  Allleihe  

Chitsurokusclieiiie    .    .  . 

Kiurokuscheiii  

Priesterrenteiiablösung  .  . 

Summa: 

9  o/o  ige  auswärtige  Anleihe 

Kigio-Anleihe  

Nakaseiido  -  Eisenbahnan- 
leihe   

Ergänzungsanleihe  f.  Eisen 
bahnbaukosten  .    .  . 

Eisenbahnanleihe     .  . 

ünternehmungsaiileihe  . 

Hokkaido-  Eisenbahnanleihe 

Formosa-Unternehmungsan- 
leihe   

Summa : 

Marineanleihe  .  .  .  ,  . 
Kriegsanleihe  .  .  .  .  . 
Unterdrückungsanleihe  .  . 

Summa: 

Seiri-Aoleihe  

Kinsatsuscheine  (alte  und 

neue)  

Anleihe  zur  Kinlösuiig  des 

Papiergeldes  .... 

Summa: 


(Veii) 
1 l 712000 
12  422  825 
10  972725 
K)  5f)5  850 
173  902  900 
334050 

4  880000 
12  500000 

20  000000 

2  000000 
62  559  500 
144  977450 
4  912000 

11 246150 

17  000000 
124  920750 
15  000000 

175  00000f) 
14  599150 
22  000000 


225  910350 


263  075100 


156  920  75(1 


211  599  15(1 


\)tci\'.  857  505  350 


1)  Ein  Teil  von  1  Iiitenielnniin^-saulcilic  isi-  zur  Landesver- 
ieidigiiiig  und  ein  kleiner  1'eii  der  l^'orinosa-l Internelnnuiigsaiüeilie 
ist  für  Behördegebäude  etc.  zur  Verfügung  gestellt;  die  beiden 
Schuldposten  sind  jedoch  Iner  unter  Kategorie  B  gesetzt. 


Nach  dieser  Zusaniineiistelluiig-  nimmt  die  Staatsschuld  wegen 
der  Regulierung-  dei-  Schukleu  vou  alten  Territorialherrsch afteii 
und  der  Reutenablösung  mit  über  26<'/o,  die  zu  i)roduktiven 
Unternehmungen  mit  über  3()*^/q,  die  zur  Landesverteidigung 
und  Kriegsführung  mit  über  IS^^Iq  und  die  zur  Konvertierung 
und  Einlösung-  von  Papiergeld  mit  über  24 ^/q  an  der  Total- 
summe teil.  Der  Betrag-  der  Staatsschuld  ist  freilich  infolge 
der  Tilgung  und  neuer  Aufnahmen  beweglich.  Der  Bestand 
am  Ende  jedes  Jahres  wird  folgendermassen  berechnet: 


Jahr 

Yen 

Jahr 

Yen 

1870 

4  880000 

1887 

248  022582 

1871 

4  880000 

1888 

252  588  820 

1872 

28  056096 

1889 

260 050716 

1873 

40  640841 

1890 

275  236670 

1874 

46  919637 

1891 

274  626009 

1875 

55  810192 

1892 

277  894312 

1876 

53  927344 

1893 

266  814851 

1877 

241854389 

1894 

280 706054 

1878 

252  364166 

1895 

374427895 

1879 

250198759 

1896 

377  121935 

1880 

249  338231 

1897 

404  953128 

1881 

246  127  541 

1898 

413  281874 

1882 

240  511284 

1899 

500  700649 

1883 

227  662  889 

1900 

508  464195 

1884 

239  861914 

1901 

511408  540 

1885 

241  255987 

1902 

540  393  526 

1886 

240  232  315 

Aus  der  Übersicht  ersehen  wir,  dass  der  Betrag  sich 
im  Jahre  1877  auf  einmal  bedeutend  erhebt.  Das  kam  daher, 
dass  die  Kinrokuscheine  ausgegeben  wurden,  während  die 
Tilgung  wegen  des  Aufstandes  in  Südwest  nur  in  geringem 
Masse  erfolgte.  Die  Vermehrung  im  Jahre  1895  wurde  durch 
die  Kriegsanleihe  und  die  im  Jahre  1899  durch  ünter- 
nehmungs-  und  Eisenbahnanleihe  veranlasst.  Der  Bestand  im 
Jahre  1902  setzt  sich  aus  folgenden  Einzelposten  zusammen: 


-    60  — 


Yvn 


Ziiisfiiss 


31  B53  200 


2  000  000 


Alte  Anleihe   4  1B9  ()36 

Kinrokuscheine      ....  24  128  890 

Eiseiibahiianleihe  ....  ^^^^ '^'''^^^|l7  577  75o 

üiiteniehniuiigsaiileilie    .    .  1'^^  ^Ö"*^  ^^^^^^{78  052  25O 

Hokkaido-Eiseiibaliiiaiileihe  .  4  912O0o|  ^'^^^^^^^^ 
Foniiosa-Uiiteriiehiiiuugs- 

aiileilie  .   11  246  150 

Mariiieaii leihe   8  796  600 

Kriegsanleihe   115  808  050 

Sein-Anleihe   167  836  450 

Anleihe  zur  Einlösung  von 

Papiergeld   22  000  «;00 


0 

r,0/ 


5^/0 
0 


540  993  026 

—  599  500  die  sog.  ö^/^^ige 
540  393  526  Anleihe. 


(Durch  Ordre  Nr.  76  vom  November  1897  ist  angeordnet, 
dass  die  Schuldverschreibungen  der  Eisenbahn-,  Unternehmungs- 
uud  Hokkaido-Eisenbahnanleihe  in  einem  gleichen  Eormular 
und  unter  der  Bezeichnung  „ö^'/^ige  Obligation"  ausgegeben 
werden.  Von  den  sog.  5<»/oig"en  Obligationen  wurde  der 
{^(itrag  von  599  500  Yen  im  Mai  1902  durch  Auslosung  amor- 
tisiert. Ich  bin  nicht  in  der  Lage,  anzugeben,  wiilchen 
i*rozentsatz  die  Eis(Mibahn-  und  Uuternehmungsanleihe  —  die 
1 1()kkaido-Kis(Uibahnani(jihe  ist  nicht  zur  Tilgungsfrist  ge- 
kommen —  jils  Amortisations-Betrag  angenommen  haben.  Dei* 
amoi'lisi{;rt(;  B(5trag  wird  hier  allerdings  abgezog(ui,  um  dc^n 
g(ig((nwärtigeii  Bestand  zu  ei-mitt(;ln.)  Nach  dieser  Zusanniien- 
setzung  beirägt  (li(i  Staatsschuld  wegen  der  Eegu- 
lierung  der  Scliuhhui  von  alten  ^rerritorialherrschaften 
und    der   RenUMiablösung   iib(5r   5        die   zu  produktiven 
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Unteriiehmimgeii  über  36 ^/o,  die  zur  Landesverteidigung' 
uud  Krieg'sfülirung-  über  23^^/^  und  die  zur  Konver- 
tierung und  Einlösung-  von  Papiergeld  über  35%  der 
Anleihe. 

Die  Verteilung  des  Bestandes  in  jedem  Jahre  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  ist  aus  folgender  Tabelle  ersichtlich: 


Staatsangehörigen 

pro  Kopf 

Staatsaugehörigen 

pro  Kopf 

(exkl.  Forniosa) 

(Yen) 

(exkl.  Formosa) 

( Yen ) 

1871 

33  110  825 

'  ',1 

1887 

39  Oö9  691 

ÖD  oOU  0  <  ö 

1  0  0  Q 
1000 

D,0 

1873 

33  625  678 

1  0 

1889 

40  072U20 

A 

1874 

33  997  449 

1 

i,ö 

1890 

40  453  461 

D,Ö 

1875 

34  338  404 

1,6 

1891 

40  718  677 

(5,7 

1876 

34  628  328 

1,5 

1892 

41  089  940 

6,7 

1877 

34  898  540 

6,7 

1893 

41  388  313 

«,4 

1878 

35  768  584 

7,0 

1894 

41  810  202 

6,7 

1879 

35  929  060 

6,9 

1895 

42  270  620 

8,8 

1880 

36  358  994 

6,8 

1896 

42  708  264 

8,7 

1881 

36  700  118 

6,7 

1897 

43  228  863 

9,3 

1882 

37  017  302 

6,4 

1898 

43  754  353 

9,4 

1883 

37  451  764 

6,0 

1899 

44  260  604 

11,3 

1884 

37  867  987 

6,3 

1900 

44  805  937 

11,1 

1885 

38  151  217 

6,3 

1901 

44  805  937 

11,4 

1886 

38  507  177 

6,2 

1902 

44  805  937 

12,0 

(Die  Bevölkerungszahl  im  Jahre  1890  ist  hier  der  im  Jahre 
1901  und  1902  gleich  gesetzt.) 

Der  Zinsfuss  bewegte  sich  nach  und  nach  in  sinkender 
Richtung.  Wärend  inländische  Schulden  in  früherer  Zeit  mit 
10,  8,  71/2,  7  und  6%  verzinst  wurden,  ist  seit  der  im 
Jahre  1886  eingeleiteten  Konvertierung  5%  als  Masstab  der 
Verzinsung  betrachtet.  Bei  einer  auswärtigen  Anleihe,  welche 
im  Jahre  1899  konstrahiert  wurde,  ist  der  Zinsfuss  auf  -i^i^^ 
festgestellt,  während  man  früher  die  Verzinsung  von  9  oder 
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7^7(^,  in  Anspruch  nahm.  Di(3  Zinszahlung-  in  den  einzelnon 
Fiiianzjalnon  nach  der  Abrechnunt>-  und  die  Verteilung  auf 
den  Kopf  dei'  IJevölkeruno-  stellt  sicli  folg-endcrniassen  dar: 


r/  •  11 

Zinszahlung- 

(\en) 

pro  Kopf  (\en) 

1877/78 

14  927  428 

0,42 

1878/79 

15  839  904 

0,44 

1879/80 

15  896  526 

0,41 

1880/81 

16  167  031 

0,44 

1881/82 

15  547  242 

0,42 

1882/83 

15  080  534 

0,41 

1883/84 

14  808  878 

0,39 

1884/85 

15  033  623 

0,39 

1885/86 

8  391  847 

0,21 

1886/87 

15  868  717 

0,41 

1887/88 

15  929  126 

0,39 

1888/89 

15  462  144 

f),39 

1889/90 

15  121257 

0,37 

1890/91 

14  457  202 

0,35 

1891/92 

14  330124 

0,35 

1892/93 

13  995  812 

0,34 

1893/94 

12  601  912 

0,30 

1894/95 

12  359  037 

0,29 

1895/96 

15  235  402 

0,36 

1896/97 

17  429  469 

0,40 

1897/98 

18  230  632 

0,42 

1898/99 

19  538  829 

0,44 

1899  (am  Ende) 

20  764  732 

0,46 

1900  (  „       „  ) 

23  116  482 

0,51 

1901  (  „       „  ) 

23  274  672 

0,51 

1902  (  „      „  ) 

24  734  894 

0,55 

(Die  bedeutend  geringere  Zinszahlung  in)  Finanzjahre  1885/86 
ist  eine  Folge  der  Urngestaltung  der  Finanzperio(h\  wodurch 
nur  neun  Monate  von  Juli  1885  bis  März  1880  als  ein  Finanz- 
jahr ,<>(^zähh,  werden.    Die  Zinszahlung  von   1800  bis  1902 


ist  nicht  nach  der  Abrechnung,  sondern  in  der  Weise  ge- 
rechnet, dass  von  dem  am  Ende  des  einzelnen  Jahres  vor- 
handenen Bestände  der  Schulden  die  Summe  von  verzins- 
lichen Anleihen  gefunden  und  die  Verzinsung  derselben  ge- 
rechnet wird.)  Aus  dieser  Zusammenstellung  ist  zu  ersehen, 
dass  man  die  Zinsen  des  Betrages  von  15,8  Millionen  Yen 
im  Finanzjahre  1879/80  bezahlte.  Indessen  gab  man  im 
Jahre  1890/91  (4  Jahre  nach  Einleitung  der  Zinsreduktion) 
die  Summe  von  14,4  Millionen  Yen  und  im  Jahre  1894/95 
die  von  12,3  Millionen  Yen  für  die  Verzinsung  aus.  Die  ver- 
minderten Zinszahlungen  sind  ein  Eesultat  der  Erniedrigung 
des  Zinsfusses.  In  den  darauf  folgenden  Jahren  erhöhten  sich 
aber  die  Zinserfordernisse  immer  mehr.  Das  ist  freilich 
durch  ein  fortwährendes  Anwachsen  des  Anleihekapitals  ver- 
anlasst. 

Nach  dem  Gesagten  vermehrte  sich  die  Staatsschuld 
immer  weiter,  sodass  der  Kapitalbestand  im  Jahre  1902  eine 
mehr  als  doppelte  Höhe  dem  vom  Jahre  1878  gegenüber  er- 
langte. Auch  das  Zinserfordernis  im  Jahre  1902  vermehrte 
sich  trotz  dem  niedrigeren  Zinsfuss  gegenüber  dem  vom  1878 
um  64^/o.  Doch  darf  man  darin  nicht  einen  hässlichen 
Übelstand  erblicken,  da  der  Staatshaushalt  in  der  Gegen- 
wart, durch  Aufschwung  der  Volkswirtschaft  unterstützt, 
nach  allen  Eichtungen  hin  eine  grössere  Expansion  gegen 
den  in  der  früheren  Zeit  erfahren  hat,  wovon  später  die  Eede 
sein  wird.  Und  wenn  wir  das  Verhältnis  der  Staatsschuld 
zum  Staatshaushalt,  resp.  zur  ordentlichen  Einnahme  ermitteln, 
so  bekommen  wir  folgende  Zusammenstellung: 
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Jahr 

ordentliche 

Einnahme 

/i  TV/Tin  V/^•l->^ 
(i  iviiii.  X  en ) 

Schuld- 
betrag 
(^i  Miii.  1  enj 

Verhältniss  der  Schuld 
zur  ordentlichen 
Einnahme 

1878/79 

53,5 

252,3 

4,71  fach 

1883/84 

76,4 

227,6 

2,96  „ 

1  ooo;  au 

d,40  „ 

1893/94 

85,8 

266,8 

3,10  „ 

1898/99 

132,8 

413,2 

3,11  „ 

1902/03 

226,1 

540,3 

2,38  „ 

Ferner  sehen  wir  aus  nachstehender  Tabelle  das  Ver- 
hältniss der  Ausgabe  für  die  Staatsschuld  zur  Gesamt-  und 
ordentlichen  Ausgabe : 


Jahr 

Gesamte  US 

gabß 
(1  Alill.  Yen) 

Ausgabe 

für 
SchuM 
(1  Mill.  Yen) 

Prozentsatz  der 
Ausgabe  für 
Schuld  zur 
Gesamtausgabe. 

or  leatliche 

Ausgabe 
(1  Mill.  Yen) 

Prozentsatz  der 
Ausgabe  für 
Schuld  zur 
ordentlichen 
Ausgabe. 

1878/79 

60,9 

19,4 

31,87 

55,9 

34,70 

1883/84 

83,1 

25,3 

30,44 

67,9 

37,21 

1888/89 

80,7 

20,7 

25,65 

78,7 

26,30 

1893/94 

84,5 

17,5 

20,71 

64,5 

27,13 

1898/99 

219,7 

27,2 

12,38 

119,0 

22,85 

1902/03 

281,7 

43,2 

15,33 

177,5 

24,33 

Wir  möchten  nun  eine  Vergleichung  der  japanischen 
S1;iatsscliuld  mit  der  einiger  europäischen  Staaten  anstellen. 
VAw  sok'Jier  Vergleich  schliesst  bekanntlich  eine  grosse 
Schwierigkeit  in  sich.  Wir  begnügen  uns  hier  mit  der  Gegen- 
überst(^llung  von  eiiii<,^(Mi  IMmkten  und,  wenn  wir  (^niiial  die 
Verteilung  d(^r  (jcsamtscliuhl  (lang-  und  kurzfristige,  sovvi(^ 
vcrziiisliclK^  und  unverziiislichi^)  von  einzelnen  Staaten  im 
hetzten  .lalirc  auf  (h^n  Kopf  ihrer  Bevölk(M"Uiig  aussuchen,  be- 
kommen wii'  folgende  Zusniumenstcllung: 


Bevölkerung' 

(1  Mill.) 

Schuld  1) 
(1  Mill) 

pro  Kopf 

ümrechu.  in"^) 
jap,  Währung- 
(1  Yen) 

Japan 

44,2 

588,3  Y. 

13,30 

13,30 

Deiitschlaiul  56,3 

2()75,B  M. 

47,47 

22,78 

Preusseii 

34,4 

6889,0  M. 

220,26 

105,72 

Frankreicli 

38,9 

30096,6  Fr. 

773,60 

301,70 

England 

41, B 

731,2  Pfd. 

17,57 

172,18 

Russland 

128,9 

6473,7  R. 

50,22 

50,22 

Aus  dieser  Tabelle  sehen  wir,  dass  die  Belastung-  der  ja- 
panischen Bevölkerung  die  geringste  ist.  Da  aber  die  Trag- 
fähigkeit der  japanischen  Bevölkerung  geringer  ist,  übt  die 
Belastung  einen  sclwereren  Druck  aus  als  es  bei  anderen 
i'eicheren  Bevölkerungen  der  Fall  ist. 

Ferner  sehen  wir  aus  folgender  Tabelle  die  Verteilung 
der  jährlichen  Ausgabe  für  die  Staatsschuld  auf  den  Kopf: 


Ausgabe  für  Schuld 
(1  Mill) 

pro  Kopf 

ümreclin. 
(1  Yen) 

Japan           43,2  Y. 

0,97 

0,97 

Deutschland  99,7  M. 

1,78 

0,85 

Preussen     279,7  M. 

8,13 

3,90 

Frankreich  1245,2  Fr. 

32,01 

12,48 

England        21,6  Pfd. 

0,52 

5,09 

Russland      286,4  R. 

2,22 

2,22 

Aus  dieser  Tabelle  sehen  wir,  dass  die  Belastung  der 
japanischen  Bevölkerung    etwas  schAverer  ist   als  die  der 

1)  Umrechnung  der  Schuld  in  japanischer  Währung: 

Japan    ....     5888  Frankreich     .    .  117866 

Deutschland  .    .    1284  2  England     ...  71657 

Preussen    .    .    .    3306  7  Russland    .    .    .     6478  7 

2)  Ungefähr  1  Mark     0,48  Yen,  1  Frank  =  0,39  Yen,  1  Pfd.  St. 
--9,80  Yen,  1  Rubel  =  1  Yen. 

3)  Exkl.  Tügung. 
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Bevölkerung"  Deutschlands.  Die  Verteilung"  auf  den  Kopf  in 
Preussen  ist  grösser  als  solche  in  Japan.  Aher  die  wirkliche 
Belastung"  der  preussischen  Bevölkerung  ist  leichter,  als  die 
Ziffer  zeigt,  weil  der  t^berscliuss  aus  Staatsbesitz  über  (h'n 
Zinsaufwand  hinaus  noch  immer  für  die  Staatskasse  verfüg- 
bar bleibt. 

Ferner  sehen  wir  aus  folgender  Tabelle  das  Verhältnis 
der  Ausgabe  für  Staatsschuld  zur  Gesamt-  und  ordentlichen 
Ausgabe : 


Gesamtausgabe 
(1  Mill) 

Prozentsatz 
der  Ausgabe 
für  Schuld 
zur  Gesamt- 
ausgabe 

Ordent- 
liche 
Ausgabe 
(1  Mill) 

Prozentsatz 
der  Ausgabe 
für  Schuld  zur 
ordentlichen 
Ausgabe 

Japan           281,7  Y. 

15,33 

177,5  Y. 

24,33 

Deutschland  1993,7  M. 

5,00 

1527,4  M. 

6,52 

Preussen       2674,9  M. 

10,45 

2516,3  M. 

11,11 

Frankreich    3602,3  Fr. 

34,56 

3390,8  Fr. 

36,72 

England         751,9  Pfd. 

2,87 

695,5  Pf. 

3,10 

Russland       1946,5  R. 

l4,71 

1775,9  R. 

16,12 

Diese  Tabelle  zeigt,  dass  Japan  für  die  Staatsschuld, 
mit  Ausnahme  von  Frankreich,  den  höchsten  Prozentsatz 
ausgibt.  Dies  kommt  dahei-,  dass  der  Ausgabebetrag  für 
Staatsschuld  eine  erheblichere  Tilgungssunnu(^  enthält,  i) 

Wir  wollen  (endlich  das  Verhältnis  der  Gesamtstaats- 
schuld im  letzten  Jahi'(5  zur  ordentlichen  Einnahme  kennen: 

1)  Bei  .Japan  ist  von  der  Ausgabe  (48,2  Mill.  Yen)  für  Staats- 
schuld die  Summe  von  10,2  Mill.  Yen  für  'i'ilgung  bestimmt,  wiilirend 
bei  Preussen  von  der  Ausgabe  (279,7  Mill.  Mark)  für  Staatsschuld 
die  Summe  von  2.45,9  Mill.  Mark  auf  Zinszahlung  und  bei  Russland 
von  der  Ausgabe  (286,4  Mill.  Kübel)  l'ür  Staatsschuld  die  Summe  von 
2.^)8,8  Mill.  Rubel  auf  Zinszahlung  entfällt. 
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Ordentliche  Eiiinalime 
(1  Mi  11) 


Verhältnis  der  Schnkl 
zur  ordentliclien 
Einnalime 


-Japan  22(5,1  V. 

Deutschland  2153,4  M. 

Preussen  2674,9  M.* 

Frankreich  3536,6  Fr. 
England         159,9  Pfd. 

Eussland  1H()0,7  E. 


2,6()fach 
1,24  „ 
2,57  „ 
8,51  „ 
■1,57  „ 
3,59  „ 


Nach  dieser  Zusammenstellung-  steht  Japan  und  Preussen 
im  näheren  Verhältnisse,  aber  die  Belastung  durch  die  japanische 
Schuld  ist  viel  schwerer,  als  die  durch  die  preussische.  Denn 
die  japanische  Schuld  ist  meistens  zu  unproduktiven  Zwecken 
im  Gegensatz  zu  Preussen  aufgenommen  worden  und  im 
Zinsfuss  höher.  (Bevölkerungszahl  und  Schuldsumme  wie  Aus- 
gabe und  P]innahme  auf  den  vier  obigen  Tabellen  sind, 
ausser  von  Japan,  nach  Prof.  Conrad's  Finanzwissenschaft, 
Leipzig  1903,  und  nach  dem  Gothaischen  Hofkalendei", 
Gotha  1908,  angegeben.) 

§  11.    Die  Verwaltung  der  Staatsschulden. 

Die  Aufnahme  der  Anleihe  erfolgt  in  der  Regel  auf 
Grund  eines  Gesetzes.  In  dem  Anleihegesetz  wird  der  Zweck 
der  Anleihe,  die  Geldsumme  derselben,  der  Nominalziusfuss 
oder  das  Maximum  des  Zinsfusses,  Tilgungs-  und  Zinszahluugs- 
termin  angeordnet.  In  früherer  Zeit  wurden  zwar  auch  die 
übrigen  Einzelheiten  in  einzelnen  Gesetzen  und  in  verschiedenen 
Verordnungen  bestimmt.  Seit  aber  am  16.  Oktober  1886  die 
kaiserliche  Verordnung  betreffend  die  Seiri-Anleihe  erlassen 
w^urde,  wird  diese  Verordnung  als  Massstab  der  Verwaltung 
aller  inländischen  Anleihen  in  Betracht  genommen. 

Nach  der  Verordnung  macht  der  Finauzminister  bei  der 
Aufnahme  der  Anleihe  auf  dem  Wege  der  allgemeinen  Sub- 
skription vorher  den  aufzunehmenden  Betrag,  Emissionskurs, 
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Zeichnungs-  und  Einzahlung-stermiii  etc.  bekannt.  Wenn  eine 
Überzeichnung  vorkommt,  so  werden  die  höheren  Angebote 
vorgezogen  und  bei  gleichmässigen  Angeboten  werden  die 
Anteile  den  Zeichnungen  entsprechend  vermindert.  Aber  liier- 
bei  wird  unter  Umständen  kleineren  Beträgen  ein  Vorzug 
gewährt. 

Die  Aufnahme  der  Anleihe  durch  den  Verkauf  der 
Schuldverschreibungen  an  die  Bank  ist  durch  kaiserliche 
Verordnung  Nr.  46  vom  Jahre  1888  eingeführt. 

Die  Form  der  Beurkundung  wird  durch  den  Finanz- 
minister bestimmt.  In  früherer  Zeit  wurden  die  Obligationen 
hauptsächlich  auf  den  Namen  aufgelegt,  aber  seit  dem 
Jahre  1884  werden  sie  als  Inhaberpapiere  ausgegeben.  Den 
Obligationen  w^erden  Coupon-  und  Talonbogen  beigefügt. 
Das  Inhaberpapier  kann  auf  Verlangen  in  Nameupapier  und 
auch  das  Namenpapier  in  Inhaberpapier  verwandelt  werden. 
Wenn  die  Obligationen  oder  Couponbogen  vernichtet  werden, 
so  findet  ein  Ersatz  derselben  nur  dann  statt,  wenn  die 
völlige  Vernichtung  unzweifelhaft  dargetan  wird.  Geht  das 
Namenpapier  oder  der  Couponbogeu  verloren,  so  wird  es  dann 
ersetzt,  wenn  es  nach  dem  Verlauf  eines  Zinszahluugstermins 
noch  nicht  gefunden  ist.  Geht  dagegen  das  Inhaberpapier 
oder  der  Couponbogen  verloren,  wird  es  erst  dann  ersetzt, 
wenn  das  verloren  gegangene  Inhaberpapier  6  Jahre  oder 
der  Couponbogen  4  Jahre  nach  der  Anmeldung  noch  nicht 
gefunden  ist.  Die  beschädigten  Papiere  werden  dann  ersetzt, 
wenn  sie  als  echte  angenommen  werden.  Ist  es  aber  schwer 
zu  unterscheiden,  ob  sie  (^chte  oder  unechte  sind,  so  verfährt 
man  in  der  Weise,  wie  bei  dem  verloren  gegangenen 
Papier (i  der  Fall  ist. 

Die  Verjähi'ungsfrist  betiägt  bei  dem  Kapital  15  Jahre 
und  bei  dem  Zins  f)  Jahi  c^. 

Die  Geschäftsführung  von  der  Aufnahme,  Tilgung,  Zins- 
zahlung der  Anleihe  und  der  Umschreibung  der  Obligationen 
()U\  erfolgt  nach  dev  finanzministeriellen  Ordnung  duirli  die 
Nilionginko. 


Schluss. 


Entwicklung  und  Zukunft  des  Staatshaushaltes. 

Nach  dem  Etat^)  für  1902/03  beträgt  die  Gesamteiii- 
iiahme  282,4  Millionen  Yen  und  die  Gesamtausgabe  281,7  Mil- 
lionen Yen.  In  solchen  Summen  sehen  wir  eine  bedeutende 
Expansion  des  Staatshaushaltes,  wenn  wir  auf  die  Verhält- 
nisse vor  8  Jahren  zurückblicken  und  uns  noch  weiter  an 
die  Zeit  der  Restauration  erinnern.  Wir  haben  gesehen,  dass 
in  der  ersten  Finanzperiode  (1867/68)  sich  die  Gesamtausgabe 
auf  30  Millionen  Yen  belief.  Die  Gesamtausgabe  erhöhte 
sich  nach  10  Jahren  (1877/78)  auf  48,4  Millionen  Yen,  nach 
weiteren  10  Jahren  (1886/87)  auf  83,2  Mülionen  Yen  und 
wieder  nach  10  Jahren  (1895/96)  auf  85,3  Millionen  Yen. 
Hieraus  ersehen  wir,  dass  der  Staatshaushalt  sich  allmählich 
entwickelte.  Indessen  wurde  die  Staatsausgabe  im  nächsten 
Jahre  (1896/97)  plötzlich  auf  eine  Doppelhöhe  gebracht  und 
noch  immer  weiter  vermehrt.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  der  Krieg  im  Jahre  1894/95  einen  Antrieb  zur  Erweiterung 
des  Staatshaushaltes  gab.  Die  Staatsausgabe  beziffert  sich 
vom  Jahre  1895/96  bis  1902/03  folgendermassen: 


1)  Der  Etat  für  1903/04  ist  wegen  der  Auflösung  des  Ab- 
geordneten-Hauses nicht  aufgestellt  und  der  Etat  für  1902/03  wird 
als  Massstab  für  den  Staatshaushalt  für  1903/04  angenommen. 


(1000  Yen) 


(1000  Yen) 
1899/00  254165 
1900/01    292  726 
1901/02  281413 
1902/03  281753 


1895/96  85  317 

1896/97  168856 

1897/98  223678 

1898/99  219757 
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Ks  ist  s(!ll)stvei'stiiii()licli ,  dass  der  StaatsHiisgabc  eiil- 
s[)i-('choii(l  sich  (Jio  Staats(3iuiiahiii(;  heben  niiiss.  Zur  Zfiit 
der  Kestaiiratioii  reichte  die  Staatseiiiiiahnie,  iiaiiieiitlieh  die 
ordentliche  Kiiiuahme,  wie  angedeutet,  nicht  zur  Deckung  dei' 
Staatsausgabe  aus.  In  neuerer  Zeit  erfuhr  dagegen  di(i 
ordentliche  Einnahme  eine  günstigere  Verschiebung,  so  dass 
sie  nicht  nur  zur  Bestreitung  des  ordentlichen  Staatsbedarfs 
genügt,  sondern  auch  jedes  Jahr  einen  gewissen  Überschuss 
liefert.  Solcher  Zustan«!  der  Einnahme  ist  freilich  durch  di(; 
neue  Erhebung  und  die  erneuerte  Erhöhung  der  Steuern 
herbeigeführt.  Wir  wollen  nun  hier  eine  kurze  Darstellung 
der  Einnahmequellen  resp.  der  Besteuerung  einschalten. 
Als  die  alte  und  ertragreiche  Steuer  kommt  in  erster  Linie 
die  Grundsteuer  in  Betracht. 

Die  Grundsteuer,  welche  im  Jahre  1873  auf  3^/ 
Werte  des  Grundstücks  festgestellt  und  im  Jahre  1877  auf 
2,5«/o  herabgesetzt  wurde,  ist  durch  das  Gesetz  No.  32  von 
1898  um  0,8  ^/o  resp.  bei  den  städtischen  Grundstücken  um 
2,5  «/o  erhöht  worden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  Er- 
höhung nur  für  die  Zeitdauer  von  1899  bis  1903  giltig  ist. 
Die  Einnahme  aus  der  Grundsteuer,  welche  in  der  ersten 
Finanzperiode  (1867/68)  knapp  2  Millionen  Yen  betrug,  hatte 
sich  im  Jahre  1877/78  auf  39,4  Millionen,  im  Jahre  1887/88 
auf  43,2  Millionen,  im  Jahre  1899  auf  44,8  Millionen,  im 
Jahre  1902/03  auf  46,8  Millionen  Yen  gehoben. 

Die  Einkommensteuer ,  welche  erst  im  Jahre  1887  ein- 
geführt wurde,  wurde  in  einer  massigen  Progression  nach 
fünf  Klassen  erhoben,  sodass  das  Einkommen  von  300  bis 
1000  Yen  l*Vo,  das  von  1000-10000  Yen  l,5o/o,  das  von 
10000-20000  Yen  2o/ü,  das  von  20000— 30000  Yen  2,5«/o, 
das  von  30000  Yen  und  mehr  3'>/o  desselben  als  Steuer  zu 
zahlen  hatte.  Diese  Bestimmung  ist  im  Jahre  1899  modifi- 
ziert worden.  Nach  der  neuen  Bestimmung  wird  das  Ein- 
kommen der  juristischen  Person  mit  2,5  o/^,,  die  Zinsen  der 
Anleihe  der  öffentlichen  Kor-por-ationen  und  Erwerbsgesell- 
schaften mit  2"/ü  veranlagt.    Sonstiges  Kinkonnnen  wird  in 
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12  Klassen  (von  3(K>  bis  100000  Yen  und  mehr)  cinoeieili 
und  mit  1  bis  5,0"/,)  veranlagt.  Die  Einnahme  aus  der  Ein- 
kommensteuer, welche  nn  Jahre  1888/89  knapp  1  Million  Yen 
betrug",  hatte  sich  im  Jahre  1899/1900  auf  4,8  Millionen,  im 
Jahre  1902/03  auf  6,1  Millionen  Yen  gehoben. 

Die  Gewerbesteuer,  welche  im  Jahre  1875  dem  Re- 
gierungsbezirke überwiesen  wurde,  wurde  durch  Gesetz  vom 
März  1896  wieder  als  Staatssteuer  herangezogen.  Die  steuer- 
pflichtigen Gewerbe  gruppieren  sich  in  24  Kategorien  (§  1). 
Die  Steuer  wird  auf  Anlagekapital  (beim  Handelsgeschäfte 
auf  Verkaufspreis  im  vorigen  Jahre)  Gebäude  miete,  Zahl  der 
Augestellten  etc.  veranlagt.  Z.  B.  beim  Bankgeschäfte  be- 
trägt die  Steuer  2/1000  vom  Aulagekapital,  40/1000  von  Ge- 
bäudemiete und  1  Yen  für  einen  Angesteilten.  Beim  Handels- 
geschäfte, resp.  Grosshändler  5/10000  und  Kleinhändler 
15/10000  des  Verkaufspreises,  40/1000  von  Gebäudemiete 
und  1  Y'en  pro  Angestellten.  Beim  Gastwirte  40/1000  von  Ge- 
bäudemiete und  1  Y^en  pr.  x4ngestellten  (§  12).  Als  steuerfrei 
wird  der  weniger  als  1000  Yen  betragende  Verkaufspreis,  das 
Kapital  von  weniger  als  500  Yen  und  weniger  als  zwei  Ange- 
stellte etc.  angegeben.  Die  Einnahme  aus  der  Gewerbesteuer, 
Avelche  sich  im  Jahre  1897  auf  4,4  Millionen  Y^en  belief,  wurde 
im  Jahre  1899/00  auf  5,5  Millionen,  im  Jahre  1902/08  auf 
6,6  Millionen  Yen  gerechnet. 

Für  eine  ertragreichere  Einnahmequelle  als  die  Grund- 
steuer wird  jetzt  die  Sakesteuer  angesehen.  Die  Sakesteuer 
wurde  schon  im  ersten  Jahre  der  Restauration  eingeführt. 
Danach  sollte  man  für  je  100  Koku  Sake  20  Y'en  Steuer 
zahlen,  was  aber  im  Jahre  1871  verändert  wurde,  so  dass 
die  Steuer  in  der  Höhe  von  5^/o  des  Wertes  des  Fabrikats 
entrichtet  werden  soll.  (Der  Wert  sollte  nach  dem  Preise 
im  vorigen  Jahre  geschätzt  werden.)  Der  Prozentsatz  wurde 
im  Jahre  1875  auf  lO^/o  des  Preises  erhöht.  Die  Steuer 
nach  dem  Preise  des  E'abrikats  wurde  im  Jahre  1878  wieder 
zu  einem  System  nach  dem  Betrage  von  Koku  verändert. 
Bei  der  Modifizierung  wurde  die  Steuer  je  nach  den  Sake- 
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Sorten  pro  Kokii  auf  doji  Betrag-  von  :K)  S<!n  (100  Seil  =  1  Yen) 
bis  o  Yen  ang-eordiiet,  welcher  im  Jalire  1880  auf  den  Betrag" 
von  2  Yen  bis  4  Y'en,  im  Jahre  1882  auf  den  Betrag"  von 
4  Y^en  bis  6  Yen  erhöht  wurde.  Darauf  folg-te  im  Jahre  1898 
wieder  eine  Erhöhung,  deren  Minimum  12  Yen  und  Maximum 
15  Yen  betrug.  Im  Jahre  1901  ist  die  Erhöhung  wieder- 
holt, so  dass  das  Minimum  15  Yen  und  das  Maximum  16  Y'en 
beträgt.  Die  Einnahme  aus  der  Sakesteuer,  welche  im 
Jahre  1873  knapp  0,9  Millionen  ^'en  betrug,  hatte  sich  im 
Jahre  1876/77  auf  1,9  Millionen,  im  Jahre  1879/80  auf 
5,1  Millionen,  im  Jahre  1881/82  auf  10,6  Millionen,  im 
Jahre  1883/84  auf  13,0  Millionen,  im  Jahre  1899/00  auf  48,9 
Millionen,  im  Jahre  1902/03  auf  63,8  Millionen  Yen  vermehrt. 

Die  Tabakssteuer  wurde  erst  im  Jahre  1875  eingeführt. 
Die  Steuer  wurde  in  der  Form  von  Stempeln  nach  dem  Preise 
des  Fabrikats  erhoben  und  betrug  2  bis  6^/^  des  Preises. 
Die  Steuer  wurde  im  Jahre  1882  in  der  Weise  erhöht,  dass 
mau  das  Fabrikat  in  drei  Kategorien  einteilt  (das  Fabrikat, 
dessen  Preis  pr.  100  Momme^)  weniger  als  25  Sen  beträgt, 
gehört  zur  ersten  Kategorie,  das  Fabrikat  vom  Preise  von 
25  bis  50  Sen  gehört  zur  zweiten,  das  vom  Preise  von  50 
und  mehr  Sen  zur  dritten  Kategorie)  und  nach  dem  Preise 
desselben  4,  6  oder  8  Sen  erhebt.  Die  Steuer  wurde  im 
Jahre  1888  wieder  erhöht,  so  dass  der  Stempel  zwei  Zehntel 
des  Verkaufspreises  beträgt.  Die  Steuer  wurde  im  Januar  1898 
aufgehoben,  als  das  Tabaksmonopol  eingeführt  wurde.  (Ein- 
nahme aus  der  Tabakssteuer  betrug  im  Jahre  1876/77  knapp 
0,2  Millionen  Yen,  im  Jahre  1883/84  über  2,1  Millionen  Yen, 
im  Jahre  1890/91  über  1,8  Millionen  Yen.  Reinertrag  des 
Tabaksmonopols  betrug  im  Jahre  1898/99  über  5,1  Millionen 
^  en,  im  Jahre  1900/01  über  8,9  Millionen  Yen,  im  Jahre  1901/02 
über  12,8  Millionen  Yen.) 

Die  Shoyusteuer-)  wurde  im  Jahre  1885  eingeführt, 
welche  auf  das  fertige  Fabrikat  im  Betrage  von  1  ^'en  pr. 

1)  Momme  =  3,7(5  (Iramiii. 

2)  V^^l.  S.  20. 
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Koku  gi^lcgt  wui'do.  Nach  der  Modifizieniiig  im  -Jahre  1888 
wurde  die  Steuer  nicht  vom  verfertigten  Fabrikat,  sondern 
von  der  verwendeten  Pressmasse  im  Betrag-e  von  1  Yen  pr. 
Koku  erhoben.  Aber  sie  wurde  von  der  nicht  durch  Pressen 
hergestellten  Art  von  Shoyu,  Tamari  genannt,  im  Betrag 
von  1  Yen  pr.  Koku  des  Fabrikats  erhoben.  Die  Steuer 
wurde  im  Jahre  1899  für  beide  Arten  auf  2  Yen  erhöht. 
Die  Ehmahme  aus  der  Shoyusteuer,  welche  im  Jahre  1886/87 
sich  auf  1,1  Millionen  Yen  belief,  erhob  sich  im  Jahre  1896/97 
auf  1,5  Millionen,  im  Jahre  1902,03  auf  3,3  Millionen  Yen. 

Die  Zuckerverbrauchssteuer  ist  erst  im  Jahre  1901 
(Oktober)  eingeführt.  Die  Steuer  wird  je  nach  der  Art  des 
Zuckers  pro  100  Kin^)  im  Betrage  von  1  oder  1,6  oder  2,2 
oder  2,8  Y^en  erhoben.  Die  Einnahme  aus  dieser  Steuer 
wurde  im  Jahre  1901/02  auf  2,7  Millionen,  im  Jahre  1902/03 
auf  6  Millionen  und  im  Jahre  1903/04  auf  7,1  Millionen 
Yen  veranschlagt. 

Die  Stempelsteuer  wurde  im  Jahre  1873  eingeführt. 
Damals  hatte  man  für  Urkunden  im  Geschäftsverkehr  und 
gewisse  kaufmännische  Bücher  das  Stempelpapier  nötig.  Diese 
Bestimmung-  wurde  durch  das  Gesetz  vom  Mai  1884  ver- 
ändert, so  dass  an  Stelle  des  Stempelpapiers  die  Stempelmarke 
trat.  Dieses  Gesetz  wurde  durch  ein  weiteres  vom  März  1899 
wieder  modifiziert.  Nach  diesem  Gesetze  wird  die  Stempel- 
steuer für  eine  Urkunde  von  ö  Y'en  und  mehr  im  Prozentsatz 
von  '^/loooo  ei'hoben.  (Wenn  der  Betrag  der  Stempelsteuer 
50  Yen  übersteigt,  so  wird  der  Betrag  auf  50  Yen  einge- 
schränkt. Erlangt  die  Stempelsteuer  nicht  1  Sen,  so  wird 
1  Sen  erhoben  (§  2)1  So  w^erden  für  Wechsel  von  5  bis 
2000  Yen  2  Sen,  für  Wechsel  von  2000  Yen  und  mehr 
10  S:n  erhoben  (§  3).  Ausserdem  ist  für  eine  grosse  Menge 
von  Urkunden  ein  Fixstempel  von  2  Sen  erforderlich  (§  4). 
Die  Einnahme  aus  Stempeln  beträgt  im  Jahre  1875/76 
ca.  0,4  Millionen,  im  Jahre  1886/87  ca.  0,5  Millionen,  im 


1)  1  Kin  =  601,04  Gramm. 
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.laliro  IVHJO/Ol  ca.  11,4  Millionen,  im  .laliro  1902/03 
ca.  14,3  Millionen  Yen. 

Die  Zolleinnalniie  erhob  sich  ausserdem  mit  (l(.'m  imnu'r 
wachsenden  Handelsverkehr,  so  dass  sie  sich  im  Jahre  1902/03 
auf  17  MiUionen  Yen  belief,  während  sie  mi  Jahre  1877/78 
knapp  2,3  Millionen,  im  Jahre  1887/88  ca.  4,1  Millionen,  im 
Jahre  1897/98  ca.  8  Millionen  Yen  betrug.  Die  übrig-en 
Steuern  und  Gebühren  können  wegen  unbedeutenden  Ein- 
nahmen ausser  Acht  gelassen  werden. 

Auch  der  Staatsbetrieb  i)  gibt  der  Staatseinnahme  einen 
Betrag,  Avelcher  im  Jahre  1902/03  auf  50,7  Millionen  Yen 
veranschlagt  wurde,  während  er  im  Jahre  1877,78  auf 
2,8  Millionen,  im  Jahre  1887/88  auf  6,1  Millionen,  im 
Jahre  1897/98  auf  19,4  Millionen  Y^en  gerechnet  wurde.  Die 
in  der  erwähnten  Weise  gewachsenen  Staats-  resp.  ordent- 
liche Einnahme  stand  im  letzten  Jahrzehnt  zur  ordentlichen 
Ausgabe  in  nachstehendem  Verhältnisse: 


Einnahme 

Ausgabe 

Übersclmss 

(1000  Yen) 

(1000  Yen) 

(1000  Yen) 

1893/94 

85  883 

64  545 

21  338 

1894/95 

89  748 

60  421 

29  327 

1895/96 

95  444 

67  148 

28  296 

189B/97 

104  901 

100  715 

4  186 

1897/98 

124  222 

107  695 

16  527 

1898/99 

132  869 

119  072 

13  797 

1899/00 

177  328 

137  590 

39  738 

1900/01 

192 109 

149  130 

42  979 

1901/02 

207  693 

167  589 

40  104 

1902/03 

22()  114 

177  596 

48518 

Der  (iberschuss  der  ordentlichen  Einnahmen  über  die 
onhMitlichen  Ausgaben  wurde  zur  Bestreitung  der  aussei- 
ord entlichen  Ausgaben  zur  Verfügung  gestellt.  Die  ausser- 
ord(3ntliche  Ausgabe  vermehrte  sich  auch  wie  die  ordentliche 
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Auso'abo  seil  ilem  Jahr(^  l(S9()/97  in  hnhuitiiiulin-  Weise,  was 
aus  folg'emler  Tabelle  ersichtlich  ist: 


Die  bedeutende  Vermehrung-  der  ausserordentlichen 
Ausgabe  seit  dem  Jahre  1896/97  wdrd  namentlich  durch  den 
im  Jahre  1896  aufgestellten  sogen,  „zehnjährigen  Plan"  ver- 
anlasst, welcher  vom  Jahre  1896/97  bis  1905/06  eine  Ver- 
grösserung  des  Marine-  und  Militärwesens,  eine  Erweiterung 
des  Eisenbahnnetzes  und  dergl.  beabsichtigt.  Danach  wurden 
im  Jahre  1902/03  verschiedene  neue  Unternehmungen  vor- 
genommen, welche  jedoch  keinen  bedeutenden  Aufwand  in 
Anspruch  nahmen.  Die  „dauernde  ausserordentliche  Ausgabe", 
welche  für  solche  Unternehmungen  bereits  ausgegeben  wurde 
und  noch  werden  soll,  wird  durch  die  Anleihe,  den  Über- 
schuss  der  ordentlichen  Einnahme  über  die  ordentliche  Aus- 
gabe und  andere  Einnahmen  gedeckt,  was  aus  folgender 
Zusammenstellung  zu  ersehen  ist: 

1)  Nach  dem  Etat  1902/03  wird  Einnahme  aus  Post  und  Tele- 
graphen auf  26,0,  aus  Forsten  auf  8,2,  aus  Tabaksmonopol  12.6  und 
Eisenbahnüberschuss  auf  8,7  Millionen  Yen  veranschlagt. 


(lOOO  Yen) 


(1000  Yen) 


1893/94  20  036 

1894/95  17  707 

1895/96  18  169 

1896/97  68  141 

1897/98  115  983 


1898/99  100  685 

1899/00  116  575 

1900/01  143  596 

1901/02  113  824 

1902/03  104  156 
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Dauernde  ausser- 
ordentliche Ausgabe 
(1000  Yen) 

Deckungsniittel^) 
(1000  Yen) 

A  B 

189B/97 

28  748 

11  r8V)           J  y7o  , 

J897/98 

89  004 

40  360        36  390 

12  254 

1898/99 

81  710 

OVJ  <  J  Vj  ^  j 

1899/00 

83  388 

32  637         37  3bo 

13  3Hh 

1900/01 

87  756 

O  l  ü4:ö         4o  r)4U 

19  ft7K 

1901/02 

59  306 

ly  Zoo         JV)  öoO 

11  '>  1  u 
J  J     J  o 

1902/03 

36  738 

o  Uoo  — 

O  O  •  «  J 

1903/04 

37  630 

3  574 

34  056 

1904/05 

20  353 

528 

19  824 

1905/06 

13  441 

72 

13  369 

1906/07 

5  057 

5  057 

1907/08 

4  034 

4  034 

1908/09 

4  033 

4  033 

1909/10 

1  758 

1  758 

1910/11 

1587 

1  587 

1911/12 

462 

462 

Die  Ziffer  im  Jahre  1903/04  3574,  im  Jahre  1904/05  528 
und  im  Jahre  1905/OH  72  ist  die  Summe,  welche  aus  A  und  B 
zu  bestreiten  vorherg-erechnet  wird.  Die  Ziffer  unter  C  vom 
Jahre  1896/97  bis  1902/03  ist  die  Summe,  welche  bereits 
ausgezahlt  wurde  oder  ausgezahlt  worden  sein  soll.  Die 
Ziffer  untei'  i)  vom  Jahre  1903/04  bis  1911/12  ist  dagegen 
eine  eventueUe,  vvelclie  ausgezahlt  werden  soll,  wenn  eine 
neue  Anleihe  oder  andere  Kinnahme  nicht  auftaucht. 

1)  A  ist  das  Mittel,  welches  aus  der  beim  Kriege  im 
Jahre  1894/9:)  als  Entschädigung  erhaltenen  Geldsumme  entnommen 
wird.  B  ist  von  xXiiIcilieii ,  C  ist  vom  IJberschuss  der  ordentlichen 
Kinnahmen  über  die  ordentliche  Ausgabe  entnommen. 

2)  Die  Summe  ist  aus  A  uiul  B.  Aber  ich  bin  nicht  in  der 
Lage;,  an/.ugebeii.  welchen  Vro/eiitsat/  A  und  B  zur  Summe  nimmt. 
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Aus  der  obigen  Tabelle  ist  es  ersichtlich,  dass  sich  die 
„dauernde  ausserordentliche  Ausgabe"  vom  Jahre  1904/05  ab 
nach  und  nach  vermindert.  Wenn  der  Staat  also  nicht 
wieder  neue  kostspielige  Unternehmungen  vornimmt,  und 
wenn  die  Summe  von  28,6  Millionen  Yen,  welche  im  Jahre 
1902/08  aus  dem  t^berschuss  der  ordentlichen  Einnahme  über 
die  ordentliche  Ausgabe  zur  Bestreitung  der  „dauernden 
ausserordentlichen  Ausgabe"  verfügbar  gemacht  wurde,  in 
den  folgenden  rlahren  nicht  zu  anderen  Zwecken  verwendet 
wird,  so  würde  man  am  Ende  des  Jahres  1911/12  eineiv  be- 
deutenden Überschuss  im  Betrage  von  über  81  Millionen  Yen 
finden,  obwohl  die  Grundsteuer  (wie  angedeutet)  seit  dem 
Jahre  1904/05  wieder  vermindert  wird.  (Durch  die  Ver- 
minderung der  Grundsteuer  wird  die  ordentliche  Einnahme 
um  11  Millionen  Yen  verringert.)  Der  Betrag  von  über 
81  Millionen  Yen,  welcher  sonst  als  Überschuss  am  Ende  des 
Jahres  1911/12  übrig  bleiben  würde,  könnte  freilich  inzwischen 
zur  Deckung  der  Kosten  von  etw^aigen  neuen,  allerdings 
nicht  kostspieligen  Unternehmungen  oder  zur  Amortisation 
der  Staatsschulden,  über  den  früher  aufgestellten  Tilgungs- 
plan hinaus,  verwendet  werden.  Und  eine  langjährige  Pa- 
role „Einanznot"  würde  von  der  Tagesordnung  verschwinden. 
Japan  aber  ist  nicht  in  der  Lage,  in  solchen  günstigen  Stand 
einzutreten.  Nach  dem  im  letzten  Winter  dem  Landtage 
vorgelegten  Etatentwurf  hat  die  Regierung  die  Absicht,  vom 
Jahre  1903/04  ab  einige  neue  Unternehmungen  vorzunehmen. 
Vor  allen  Dingen  hat  eine  weitere  Vergrösserung  des  Marine- 
wesens für  die  folgenden  10  Jahre  die  Summe  von  110  Mil- 
lionen Yen  in  Anspruch  genommen.  Um  die  hierzu  er- 
forderlichen Mittel  zu  schaffen,  sollte  die  Grundsteuer  in 
ihrem  gegenwärtigen  Tarif  aufrecht  erhalten  werden.  Das 
Abgeordnetenhaus,  dessen  Majorität  gegen  die  Grundsteuer- 
vorlage eine  ablehnende  Haltung  einnahm,  wurde  am  28.  De- 
zember vorigen  Jahres  (1902)  aufgelöst.  Da  aber  auch  die  Majo- 
rität der  neu  gewählten  (am  1.  März)  Abgeordneten  ein  und 
dieselbe  Tendenz,   wie   die   der  früheren   hat,   würde  die 
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Grundsteuervorlage  wieder  abgelehnt  werden.  Indessen, 
würde  die  Marinevorlage  angenommen  werden,  da  die  öffent- 
liche Meinung-  seit  Jahren  einer  Erweiterung  des  Marine- 
vvesens  günstig  ist,  dann  würde  man  einer  finanziellen 
Operation  bedürfen,  um  die  erforderlichen  Mittel  zur  P]r- 
weiterung  des  Marinewesens  zu  beschaffen.  Die  Belastung 
der  Bevölkerung  brauchte  sich  hierdurch  nicht  bedeutend  zu 
vermehren,  weil  sich  die  bisherige  „dauernde  ausserordent- 
liche Ausgabe",  wie  angedeutet,  vom  Jahre  1904/05  ab 
immer  mehr  vermindert  und  die  hierdurch  überflüssig 
werdende  Geldsumme  zum  Zwecke  der  Marine  verfügbar  ge- 
macht werden  könnte. 
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Lebenslauf. 


Am  23.  Juli  1865  wurde  ich,  Gunzo  Kikuchi,  zu 
Kawauchi,  Regierungsbezirk  Aomorie,  in  Japan,  als  Sohn  des 
Artztes  Soan  Kikuchi  geboren.  Nachdem  ich  vom  Jahre  1871 
bis  1880  die  Volksschule  und  dann  die  Mittelschule  in  der 
genannten  Stadt  besucht  hatte,  kam  ich  auf  die  durch  den 
„Verein  für  die  deutsche  Wissenschaft"  gegründete  Mittelschule 
zu  Tokio.  Nach  dem  Abgang  von  der  Mittelschule  Hess  ich 
mich  im  September  1885  auf  der  Hochschule  des  genannten 
Vereins  immatrikulieren,  wo  ich  in  der  rechtswissenschaftlich- 
ökonomischen  Fakultät  studierte,  und  im  September  1888  das 
vorschriftsmässige  Schlussexamen  bestand.  Danach  war  ich 
vom  Jahre  1889  bis  1895  als  Mitglied  der  Redaktion  der 
Zeitung  „Tokio-Neue-Nachrichten"  und  vom  Jahre  1896 
bis  1901  als  Redakteur  der  „Tokio-Tageszeitung"  tätig.  Im 
Sommer  1901  kam  ich  nach  Deutschland,  um  mich  dem  Studium 
der  Staatswissenschaften  zu  widmen.  Im  Wintersemester 
desselben  Jahres  Hess  ich  mich  bei  der  philosophischen 
Fakultät  der  Universität  Halle  immatrikulieren,  wo  ich  noch 
jetzt  bin.  Während  meiner  Studienzeit  besuchte  ich  die 
Vorlesungen  folgender  Herren: 
in  Tokio: 

Prof.  G.  Michaelis,  Prof.  E.Delbrück,  Prof.  F.  Del- 
brück, Prof.  0.  Hering,    Prof.  K.  Kawame,  Prof. 
D.  Minowa; 
in  Halle: 

Prof.  J.  Conrad,  Prof.  A.  Riehl,  Prof.  R.  Friedberg, 
Prof.  H.  Vaihinger,  Prof.  E.  Löning,  Privatdozent 
T.  Sommerlad. 


